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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/1441 DER KOMMISSION
vom 10. Juli 2023

zur Festlegung detaillierter Vorschriften fiir die Durchfithrung von Verfahren nach der Verordnung
(EU) 2022/2560 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Binnenmarkt verzerrende
drittstaatliche Subventionen durch die Kommission

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2022/2560 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 iiber
den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen ('), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 1,

nach Anhorung des Beratenden Ausschusses fiir drittstaatliche Subventionen,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Nach Artikel 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 konnen drittstaatliche Subventionen, die den Binnenmarkt
verzerren, auf der Grundlage der genannten Verordnung gepriift und die jeweiligen Verzerrungen beseitigt werden.
Es ist erforderlich, spezifische Regeln und Verfahren festzulegen, die unter anderem Folgendes betreffen: die
Einreichung von Anmeldungen nach Artikel 21 und von Meldungen nach Artikel 29 der Verordnung
(EU) 2022/2560, die Durchfilhrung von Befragungen und die Abgabe miindlicher Erklirungen nach den
Artikeln 13, 14 und 15 der Verordnung (EU) 2022/2560, die Vorlage von Verpflichtungszusagen nach den
Artikeln 25 und 31 der Verordnung (EU) 2022/2560 sowie die Einzelheiten zu Offenlegung und
Verteidigungsrechten des Unternehmens, das Gegenstand der Priifung ist, nach Artikel 42 der Verordnung
(EU) 2022/2560.

(2)  Nach Artikel 20 der Verordnung (EU) 2022/2560 miissen Personen und Unternehmen bestimmte grofde
Zusammenschliisse, in deren Rahmen erhebliche drittstaatliche finanzielle Zuwendungen gewiahrt werden,
anmelden, bevor der Zusammenschluss vollzogen wird. Artikel 29 der Verordnung (EU) 20222560 schreibt vor,
dass im Rahmen offentlicher Vergabeverfahren gewidhrte drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die bestimmte
Schwellenwerte iiberschreiten, gemeldet werden miissen, bevor der Zuschlag erteilt wird. Die Nichteinhaltung der
Anmelde- bzw. Meldepflicht kann u. a. zur Verhdngung von Geldbuflen und Zwangsgeldern gegen die Person oder
das Unternehmen fithren. Daher miissen die fir die Einreichung der Anmeldung bzw. Meldung Verantwortlichen
und der Inhalt der in der Anmeldung bzw. Meldung bereitzustellenden Informationen genau festgelegt werden.

(3)  Esobliegt den in Artikel 21 Absatz 3 und Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2022/2560 genannten Personen
oder Unternehmen, die Kommission vollstindig und wahrheitsgemdf iiber die Tatsachen und Umstinde zu
unterrichten, die fur den Erlass eines Beschlusses tiber den angemeldeten Zusammenschluss oder die gemeldete, im
Rahmen eines offentlichen Vergabeverfahrens gewahrte drittstaatliche finanzielle Zuwendung von Bedeutung sind.

(4)  Um die Anmeldungen bzw. Meldungen und die Priffung durch die Kommission zu vereinfachen, sollten dieser
Verordnung in Anhingen standardisierte Formulare beigefiigt werden. Sie konnen durch elektronische Formulare
ersetzt werden, in denen dieselben Informationen verlangt werden.
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(5)  Nach Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 sollte die Kommission in Fillen, in denen ihr auf der
Grundlage der Vorpriifung hinreichende Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass einem Unternehmen eine den
Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subvention gewahrt wurde, eine eingehende Priifung einleiten, um weitere
Informationen einholen zu konnen, anhand derer sie das Vorliegen einer drittstaatlichen Subvention und deren
tatsdchliche oder potenzielle verzerrende Auswirkungen beurteilen kann. Es muss geregelt werden, innerhalb
welcher Fristen das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, sowie andere Personen, wie u. a. Mitgliedstaaten
und der Drittstaat, der die drittstaatliche Subvention gewihrt hat, nach Artikel 40 Absatz 1 der Verordnung
(EU) 2022/2560 zum Beschluss der Kommission, eine eingehende Priifung einzuleiten, Stellung nehmen konnen.

(6)  Nach Artikel 13 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2022/2560 kann die Kommission bei der Durchfithrung von
Priifungen jede natiirliche oder juristische Person befragen, die dieser Befragung zum Zweck der Einholung von
Informationen iiber den Gegenstand der Priifung zustimmt. Um der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, rechtliche
Ausgewogenheit und Transparenz zu gewdahrleisten, sollte die Kommission natiirliche oder juristische Personen, die
einer Befragung zustimmen, vor der Befragung iiber die Rechtsgrundlage der Befragung informieren. Die befragten
Personen sollten ferner iiber den Zweck der Befragung informiert werden und Gelegenheit erhalten, zu der von der
Befragung angefertigten Dokumentation Stellung zu nehmen. Die Kommission sollte eine Frist setzen, innerhalb
derer die befragte Person ihr gegeniiber zu der von der Befragung angefertigten Dokumentation Stellung nehmen
kann.

(7)  Nach Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe ¢ und Artikel 15 der Verordnung (EU) 2022/2560 kann die Kommission bei der
Durchfithrung von Nachpriifungen innerhalb bzw. auflerhalb der Union von allen Vertretern oder Beschiftigten
eines Unternehmens oder einer Unternehmensvereinigung Erlduterungen zu Sachverhalten oder Unterlagen
verlangen, die mit Gegenstand und Zweck der Nachpriifung in Zusammenhang stehen, und ihre Antworten
dokumentieren. Die Dokumentation der miindlichen Erklirungen sollte dem ermichtigten Vertreter des
Unternechmens oder der Unternehmensvereinigung zugidnglich gemacht werden. Hat ein nicht ermichtigter
Beschiftigter Erlduterungen abgegeben, so sollte das Unternehmen oder die Unternehmensvereinigung Gelegenheit
erhalten, zur Dokumentation der Erlduterungen Stellung zu nehmen.

(8)  Nach Artikel 13 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2022/2560 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, der Kommission
alle Auskiinfte zu erteilen, die sie benétigt, um Priifungen nach der genannten Verordnung vorzunehmen. Um
sicherzustellen, dass der Kommission alle derartigen Informationen im Zusammenhang mit oOffentlichen
Vergabeverfahren zur Verfiigung stehen, sollte diese Verpflichtung auch fiir die offentlichen Auftraggeber bzw. die
Auftraggeber, die fiir das betreffende 6ffentliche Vergabeverfahren zustindig sind, gelten.

(9)  Damit die Kommission im Hinblick auf den Erlass eines Verpflichtungsbeschlusses, mit dem Verpflichtungszusagen
fur bindend erklirt werden, die das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, zur Beseitigung einer Verzerrung
auf dem Binnenmarkt angeboten hat, sollten das Verfahren fiir die Vorlage von Verpflichtungszusagen nach
Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 und die Fristen fiir die Vorlage von Verpflichtungszusagen
nach den Artikeln 25 und 31 der Verordnung (EU) 2022/2560 festgelegt werden.

(10) Im Interesse der Transparenz kann die Kommission in Rechtsakten zum Abschluss einer eingehenden Priifung nach
Artikel 11 der Verordnung (EU) 2022/2560 gegebenenfalls Berichterstattungs- und Transparenzpflichten nach
Artikel 7 Absatz 5 und Artikel 8 der Verordnung (EU) 2022/2560 auferlegen. Diese Pflichten sollten es der
Kommission ermoglichen, potenzielle Verzerrungen auf dem Binnenmarkt zu erkennen und die Umsetzung ihrer
nach der Verordnung (EU) 2022/2560 angenommenen Rechtsakte zu iiberwachen. Es ist daher notwendig, Form,
Inhalt und Verfahrenseinzelheiten im Zusammenhang mit diesen Pflichten niher zu bestimmen.

(11) Nach Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 sollte dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung
ist, vor Erlass eines Kommissionsbeschlusses nach Artikel 11, 12, 17, 18, 25 Absatz 3, 26, 31 oder 33 der
Verordnung (EU) 20222560 entsprechend dem Grundsatz der Wahrung der Verteidigungsrechte Gelegenheit
gegeben werden, zu allen Griinden, aus denen die Kommission den Beschluss zu erlassen beabsichtigt, Stellung zu
nehmen. Nach Artikel 42 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 ist es erforderlich festzulegen, inwieweit einem
Unternehmen, das Gegenstand einer Priifung ist, Einsicht in die Kommissionsakte gewahrt werden sollte. Wihrend
das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, stets das Recht haben sollte, von der Kommission die nichtvert-
raulichen Fassungen aller Unterlagen zu erhalten, die in den Griinden, aus denen die Kommission den Beschluss zu
erlassen beabsichtigt, genannt sind, sollte nur einer begrenzten Zahl von bestimmten externen Rechts- oder
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Wirtschaftsberatern oder externen technischen Sachverstindigen fur das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung
ist, Einsicht in alle in der Kommissionsakte befindlichen Unterlagen gewihrt werden, ohne dass in diesen Unterlagen
Informationen unkenntlich gemacht worden wiren, und zwar zu Bedingungen, die in einem Kommissionsbeschluss
festzulegen sind. Diese Akteneinsicht sollte in bestimmten Situationen eingeschrinkt werden, etwa wenn die
Offenlegung bestimmter Unterlagen dem jeweiligen Bereitsteller schaden wiirde oder andere Interessen stirker ins
Gewicht fallen.

(12) Nach Artikel 42 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 sollte die Kommission bei der Gewahrung von
Akteneinsicht den Schutz von Geschiftsgeheimnissen und anderen vertraulichen Informationen sicherstellen. Daher
miissen detaillierte Vorschriften festgelegt werden, die es der Kommission erstens ermdglichen, von Personen und
Unternehmen, die Informationen — einschlieflich Unterlagen — vorlegen oder vorgelegt haben, zu verlangen,
Geschiftsgeheimnisse oder vertrauliche Informationen in ihren Schriftsitzen oder in Bezug auf Informationen, die
in der Zusammenfassung eines Beschlusses oder in einem Beschluss enthalten sind, kenntlich zu machen, und die
die Kommission zweitens in die Lage versetzen, bei Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der Vertraulichkeit tiber
die Behandlung bestimmter Informationen zu entscheiden.

(13) Da mit der Anmeldung bzw. Meldung die in der Verordnung (EU) 2022/2560 vorgesehenen gesetzlichen Fristen in
Gang gesetzt werden, sollten auch die firr diese Fristen geltenden Bedingungen und der Zeitpunkt des
Wirksamwerdens von Anmeldungen bzw. Meldungen festgelegt werden. Dabei sollten insbesondere der Beginn und
das Ende der Fristen sowie die eine Fristaussetzung bewirkenden Umstinde bestimmt werden.

(14)  Angesichts der Entwicklungen im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien und der Umweltaus-
wirkungen sollte die Ubermittlung von Unterlagen an die Kommission bzw. durch die Kommission grundsitzlich auf
digitalem Weg erfolgen, Nach Artikel 47 Absatz 1 Buchstaben a, b und h der Verordnung (EU) 2022/2560 sollte dies
insbesondere fiir Anmeldungen bzw. Meldungen, fiir Antworten auf Auskunftsverlangen, fir Stellungnahmen zu
den Griinden, aus denen die Kommission ihren an das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, gerichteten
Beschluss zu erlassen beabsichtigt, und fur Verpflichtungszusagen der Anmelder gelten.

(15) Im Interesse der Transparenz und Rechtssicherheit sollte diese Verordnung vor dem Geltungsbeginn der Verordnung
(EU) 2022/2560 in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

Nach Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 20222560 werden in der vorliegenden Verordnung detaillierte Regelungen
in Bezug auf Folgendes festgelegt:

(1) Form, Inhalt und andere Verfahrenseinzelheiten in Bezug auf die Anmeldung von Zusammenschliissen;

(2) Form, Inhalt und andere Verfahrenseinzelheiten in Bezug auf die Meldung drittstaatlicher finanzieller Zuwendungen
bzw. die Erklirung, dass keine drittstaatliche finanzielle Zuwendung vorliegt, im Rahmen o6ffentlicher
Vergabeverfahren;

(3) Verfahrenseinzelheiten fur miindliche Erklarungen nach Artikel 13 Absatz 7, Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe ¢ und
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2022/2560;

(4) detaillierte Vorschriften in Bezug auf Offenlegung, Akteneinsicht und vertrauliche Informationen nach den Artikeln 42
und 43 der Verordnung (EU) 2022/2560;

(5) Form, Inhalt und andere Verfahrenseinzelheiten in Bezug auf Transparenzanforderungen;
(6) detaillierte Vorschriften zur Berechnung von Fristen;

(7) die Verfahrenseinzelheiten und Fristen fiir die Unterbreitung von Verpflichtungszusagen nach den Artikeln 25 und 31
der Verordnung (EU) 2022/2560.
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Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,Anmelder* fiir die Zwecke der Anmeldung von Zusammenschliissen Personen oder Unternchmen, die der
Anmeldepflicht nach Artikel 21 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 unterliegen,

2. ,andere Beteiligte* fiir die Zwecke der Anmeldung von Zusammenschliisssen an dem Zusammenschlussvorhaben
Beteiligte, die keine Anmelder sind, wie etwa der Verkiufer und das Unternehmen oder der Unternehmensteil, das bzw.
der das Ziel des Zusammenschlusses ist,

3. ,Anmelder” fiir die Zwecke von Meldungen von oder Erklirungen zu drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen in der
offentlichen Auftragsvergabe alle Wirtschaftsteilnehmer, Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern, Hauptunterauft-
ragnehmer und Hauptlieferanten, die der Meldepflicht nach Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung (EU) 20222560
unterliegen,

4. ,Arbeitstage” alle Tage mit Ausnahme der Samstage, der Sonntage und der Feiertage der Kommission, die im Amtsblatt
der Europdischen Union bekannt gegeben werden.

KAPITEL I

ANMELDUNGEN BZW. MELDUNGEN

Artikel 3

Zur Einreichung von Anmeldungen bzw. Meldungen und Erklirungen berechtigte Personen

(1)  Anmeldungen von Zusammenschliissen nach Artikel 21 der Verordnung (EU) 2022/2560 werden von den
Anmeldern im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 eingereicht. Jeder Anmelder ist fir die Richtigkeit der von ihm
bereitgestellten Informationen verantwortlich.

(2)  Meldungen und Erklirungen im Rahmen von offentlichen Vergabeverfahren werden vom Wirtschaftsteilnehmer
oder, im Falle von Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern, Hauptunterauftragnehmern und Hauptlieferanten, vom dem in
Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2022/2560 genannten Hauptauftragnehmer oder Konzessionsnehmer in seinem
Namen bzw. im Namen aller Anmelder im Sinne des Artikels 2 Nummer 3 bei dem offentlichen Auftraggeber bzw. dem
Auftraggeber eingereicht. Jeder Anmelder ist nur fir die Richtigkeit der Informationen im Zusammenhang mit den
drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen verantwortlich, die ihm selbst gewihrt wurden.

(3)  Wenn bevollmichtigte externe Vertreter von Personen oder Unternehmen die Anmeldung bzw. Meldung oder die
Erkldrung unterschreiben, weisen sie ihre Vertretungsbefugnis schriftlich nach.

Artikel 4

Vorherige Anmeldung von Zusammenschliissen

(1)  Fir Anmeldungen von Zusammenschliissen nach Artikel 21 der Verordnung (EU) 2022/2560 wird das Formular fiir
die Anmeldung von Zusammenschliissen in Anhang I verwendet. Gemeinsame Anmeldungen nach Artikel 21 Absatz 3 der
Verordnung (EU) 2022/2560 werden auf einem einzigen Formular iibermittelt.

(2)  Das Formular fir die Anmeldung von Zusammenschliissen und simtliche sachdienlichen Unterlagen werden der
Kommission gemafs Artikel 25 vorgelegt.

(3)  Die Anmeldungen werden in einer der Amtssprachen der Union abgefasst. Sofern die Kommission und die Anmelder
nichts anderes vereinbaren, ist die Sprache der Anmeldung auch die Sprache des Verfahrens der Kommission sowie die
Sprache etwaiger spaterer Verwaltungsverfahren vor der Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU) 2022/2560,
die denselben Zusammenschluss betreffen. Sachdienliche Unterlagen werden in der Originalsprache eingereicht. Ist die
Originalsprache eines Dokuments nicht Amtssprache der Union, so wird eine Ubersetzung in die Sprache des Verfahrens
der Kommission beigefiigt.
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(4)  Die Kommission kann einen Anmelder auf dessen schriftlichen Antrag hin von der Pflicht befreien, in dem Formular
fur die Anmeldung von Zusammenschliissen in Anhang I bestimmte Informationen — einschlieflich Unterlagen —
bereitzustellen, und ihn von jeglichen anderen Anforderungen des Anmeldeformulars beziiglich dieser Informationen
befreien.

(5)  Die Kommission bestitigt den Anmeldern unverziiglich schriftlich den Eingang der Anmeldung und jeder Antwort
auf ein Schreiben der Kommission nach Artikel 6 Absitze 2 und 3.

Artikel 5

Meldungen von und Erklirungen zu drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die im Rahmen offentlicher
Vergabeverfahren gewihrt werden

(1) Meldungen von im Rahmen offentlicher Vergabeverfahren gewihrten drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen
werden nach Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 bei dem offentlichen Auftraggeber bzw. dem
Auftraggeber, der fiir das betreffende offentliche Vergabeverfahren zustindig ist, unter Verwendung des Formulars in
Anhang II eingereicht; dabei wird ein einziges Formular verwendet, das Informationen zu allen Anmeldern enthalt, die an
einem Angebot oder Teilnahmeantrag beteiligt sind.

(2)  Hat bei offentlichen Vergabeverfahren, die die Schwellenwerte nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2
der Verordnung (EU) 2022/2560 erreichen, keiner der Anmelder in den letzten drei Jahren eine meldepflichtige
drittstaatliche finanzielle Zuwendung von einem Drittstaat erhalten, so miissen die Anmelder anstelle einer Meldung eine
Erklirung vorlegen. Die Erklarung ist bei dem offentlichen Auftraggeber bzw. dem Auftraggeber, der fiir das betreffende
offentliche Vergabeverfahren zustindig ist, nach Mafgabe der Erlduterungen unter Uberschrift 7 der Einfithrung und
Abschnitt 7 des Anhangs II einzureichen; dabei ist ein einziges Formular zu verwenden. Nach Artikel 4 Absatz 3 und
Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 miissen drittstaatliche finanzielle Zuwendungen nicht in der
Erklirung angegeben werden, wenn ihr Gesamtbetrag pro Drittstaat in dem der Erklirung vorausgehenden Zeitraum von
drei aufeinanderfolgenden Geschiftsjahren niedriger ist als der Betrag einer De-minimis-Beihilfe im Sinne des Artikels 3
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013.

(3)  Die Meldung mit simtlichen sachdienlichen Unterlagen bzw. die Erklarung wird vom offentlichen Auftraggeber bzw.
dem Auftraggeber gemif§ Artikel 26 an die Kommission weitergeleitet.

(4)  Dem offentlichen Auftraggeber bzw. dem Auftraggeber vorgelegte Meldungen und Erklirungen werden in einer der
Amtssprachen der Union abgefasst. Sofern die Kommission und die Anmelder nichts anderes vereinbaren, ist die Sprache
der Meldung bzw. der Erklirung auch die Sprache des Verfahrens der Kommission sowie die Sprache etwaiger spaterer
Verwaltungsverfahren vor der Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU) 20222560, die dasselbe offentliche
Vergabeverfahren betreffen. Sachdienliche Unterlagen werden in der Originalsprache eingereicht. Ist die Originalsprache
eines Dokuments nicht Amtssprache der Union, so wird eine Ubersetzung in die Sprache des Verfahrens der Kommission
beigefiigt.

(5)  Auf schriftlichen Antrag der Anmelder kann die Kommission einen antragstellenden Anmelder von der Pflicht
befreien, in dem Anmeldeformular in Anhang II bestimmte Informationen — einschliefSlich Unterlagen — bereitzustellen,
und ihn von jeglichen anderen Anforderungen des Anmeldeformulars beziiglich dieser Informationen befreien; dabei
informiert die Kommission den offentlichen Auftraggeber bzw. den Auftraggeber, der fiir das betreffende offentliche
Vergabeverfahren zustindig ist.

(6)  Die Kommission bestitigt dem offentlichen Auftraggeber bzw. dem Auftraggeber, der fiir das Vergabeverfahren
zustindig ist, unverziiglich schriftlich den Eingang der Meldung bzw. der Erklirung und jeder Antwort auf ein Schreiben
der Kommission nach Artikel 7 Absitze 1 und 3, wobei den Anmeldern bzw. deren bevollmichtigten externen Vertretern
eine Kopie der Bestitigung iibermittelt wird.

Artikel 6

Wirksamwerden der Anmeldung eines Zusammenschlusses

(1) Nach Artikel 24 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 wird eine Anmeldung an dem Tag wirksam, an dem die
vollstindige Anmeldung bei der Kommission eingeht.
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(2)  Stellt die Kommission fest, dass die in der Anmeldung enthaltenen Informationen — einschlieGlich Unterlagen —
unvollstindig sind, so teilt sie dies den Anmeldern bzw. deren bevollmichtigten externen Vertretern unverziiglich
schriftlich mit. In diesem Fall wird die Anmeldung am Tag des Eingangs der vollstindigen Informationen bei der
Kommission wirksam.

(3)  Nach der Anmeldung iibermitteln die Anmelder der Kommission unverziiglich alle sachdienlichen Informationen,
darunter auch wesentliche Anderungen des Sachverhalts, die anmeldepflichtig gewesen wiren, wenn sie den Anmeldern
zum Zeitpunkt der Anmeldung bekannt gewesen wiren oder hitten bekannt sein miissen. Wenn diese Informationen
erhebliche Auswirkungen auf die Beurteilung des angemeldeten Zusammenschlusses durch die Kommission haben
konnten, kann die Kommission den Tag des Eingangs der entsprechenden Informationen als den Tag ansehen, an dem die
Anmeldung wirksam geworden ist. Die Kommission setzt die Anmelder bzw. deren Vertreter hiervon unverziiglich
schriftlich in Kenntnis.

(4)  Fir die Zwecke dieses Artikels bedeutet die Vorlage unrichtiger oder irrefithrender Angaben, dass die Anmeldung
unvollstindig ist.

Artikel 7

Wirksamwerden von Meldungen von und Erklirungen zu drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die im
Rahmen offentlicher Vergabeverfahren gewahrt werden

(1)  Bei offenen offentlichen Vergabeverfahren im Sinne des Artikels 27 der Richtlinie 2014/24/EU des Europiischen
Parlaments und des Rates () werden Meldungen bzw. Erklirungen an dem Tag wirksam, an dem sie bei der Kommission
eingehen. Bei offentlichen Vergabeverfahren mit mehreren Phasen werden Meldungen bzw. Erklirungen, die in der Phase
der Einreichung des Teilnahmeantrags eingereicht werden, sowie aktualisierte Meldungen bzw. Erklirungen, die in der
Phase der Einreichung des endgiiltigen Angebots gemif Artikel 29 Absatz 1 letzter Satz der Verordnung (EU) 2022/2560
eingereicht werden, an dem Tag wirksam, an dem sie bei der Kommission eingehen. Stellt die Kommission jedoch fest, dass
die in der eingegangenen Anmeldung bzw. Erklirung enthaltenen Informationen — einschlieflich Unterlagen —
unvollstindig sind, so teilt sie dies den Anmeldern bzw. deren bevollmichtigten externen Vertretern unverziiglich
schriftlich mit. In diesem Fall wird die Anmeldung bzw. Erklarung am Tag des Eingangs der noch fehlenden Informationen
nach Artikel 29 Absatz 4 der Verordnung (EU) 20222560 bei der Kommission wirksam.

(2)  Macht der betreffende 6ffentliche Auftraggeber bzw. der Auftraggeber von seinen Rechten nach Artikel 56 Absatz 3
der Richtlinie 2014/24/EU oder nach Artikel 76 Absatz 4 der Richtlinie 2014/25/EU des Europiischen Parlaments und des
Rates (°) Gebrauch, um Erlduterungen zu der Meldung, Erklirung, aktualisierten Meldung oder aktualisierten Erklirung
nach Artikel 29 Absatz 1 letzter Satz und Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 anzufordern, und
beschliefit er, das Angebot oder den Teilnahmeantrag wegen fehlender Erliuterungen abzulehnen, wenn diese nicht
ordnungsgemifl eingehen, so gilt die Meldung bzw. Erklarung als nicht eingereicht bzw. als nicht an die Kommission
weitergeleitet.

(3)  Nach der Einreichung einer Meldung oder Erklarung bzw. einer aktualisierten Meldung oder Erklarung iibermitteln
die Anmelder der Kommission unverziiglich alle sachdienlichen neuen Informationen, darunter auch Anderungen des
Sachverhalts, die meldepflichtig gewesen wiren, wenn sie den Anmeldern zum Zeitpunkt der Einreichung der
vollstindigen Meldung oder Erkldrung bzw. der aktualisierten Meldung oder Erklirung bekannt gewesen wiren oder
hitten bekannt sein miissen. Wenn diese Informationen erhebliche Auswirkungen auf die Beurteilung durch die
Kommission haben konnten, kann die Kommission den Tag des Eingangs der entsprechenden Informationen als den Tag
ansehen, an dem die Meldung oder Erkliarung bzw. die aktualisierte Meldung oder Erklarung wirksam geworden ist. Bei im
Rahmen offentlicher Vergabeverfahren erfolgenden Meldungen setzt die Kommission die Anmelder bzw. deren externe
Vertreter sowie den betreffenden offentlichen Auftraggeber bzw. den betreffenden Auftraggeber unverziiglich schriftlich
von dem Tag, an dem die jeweilige Meldung wirksam wird, in Kenntnis.

() Richtlinie 2014/24/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die 6ffentliche Auftragsvergabe und
zur Authebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABL L 94 vom 28.3.2014, S. 65).

() Richtlinie 2014/25/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die Vergabe von Auftrigen durch
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der
Richtlinie 2004/17/EG (ABL. L 94 vom 28.3.2014, S. 243).
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(4)  Fir die Zwecke dieses Artikels und unbeschadet der Artikel 17, 29 und 33 der Verordnung (EU) 2022/2560 bedeutet
die Vorlage unrichtiger oder irrefihrender Angaben, dass die Meldung unvollstindig ist.

KAPITEL III

PRUFUNG DURCH DIE KOMMISSION

Artikel 8
Frist fiir die Ubermittlung von Stellungnahmen nach Einleitung einer eingehenden Priifung

(1)  Leitet die Kommission nach Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 eine eingehende Priifung ein, so
wird die Frist, innerhalb derer das Unternchmen, das Gegenstand der Priffung ist, andere natiirliche oder juristische
Personen, Mitgliedstaaten und der Drittstaat, der die drittstaatliche Subvention gewahrt hat, schriftlich Stellung nehmen
konnen, von der Kommission festgelegt; diese Frist betrdgt in der Regel hochstens einen Monat ab dem Tag, an dem das
Unternchmen, das Gegenstand der Priifung ist, iiber den Beschluss in Kenntnis gesetzt wurde, bzw. in allen anderen Fillen
ab dem Tag der Veroffentlichung der Zusammenfassung des Beschlusses im Amtsblatt der Europdischen Union.
Stellungnahmen werden gemédf den Artikeln 25 und 26 vorgelegt.

(2)  In hinreichend begriindeten Fillen kann die Kommission die in Absatz 1 genannte Frist verlingern.

(3)  Enthalt die vorgelegte Stellungnahme vertrauliche Informationen, so legt die vorlegende Person gleichzeitig mit der
vertraulichen Fassung eine nichtvertrauliche Fassung der Stellungnahme vor.

Artikel 9
Befragungen

(1)  Befragt die Kommission eine Person nach Artikel 13 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2022/2560, so informiert sie die
befragte Person zu Beginn der Befragung iiber die Rechtsgrundlage und den Zweck der Befragung und teilt ihr mit, dass sie
die Befragung dokumentieren wird.

(2)  Eine nach Artikel 13 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2022/2560 durchgefiihrte Befragung kann in beliebiger Form
dokumentiert werden.

(3)  Der befragten Person wird eine Kopie der Dokumentation zu der Befragung zur Verfiigung gestellt, zu der sie
innerhalb einer von der Kommission gesetzten Frist Stellung nehmen kann.

Artikel 10
Miindliche Erklirungen im Rahmen von Nachpriifungen

(1)  Verlangen Bedienstete der Kommission oder andere von der Kommission ermichtigte Begleitpersonen nach
Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe ¢ oder Artikel 15 der Verordnung (EU) 2022/2560 von ermichtigten externen Vertretern
oder Beschiftigten eines Unternehmens oder einer Unternehmensvereinigung Erlduterungen, so konnen diese
Erlduterungen in jeder Form dokumentiert werden.

(2)  Dem Unternehmen oder der Unternehmensvereinigung wird nach der Nachpriifung eine Kopie der gemif§ Absatz 1
angefertigten Dokumentation zur Verfiigung gestellt.

(3)  Hat gegeniiber der Kommission ein Beschiftigter eines Unternehmens oder einer Unternehmensvereinigung
Erlduterungen abgegeben, der seitens des Unternehmens oder der Unternehmensvereinigung nicht erméchtigt ist oder war,
Erlduterungen im Namen des Unternehmens oder der Unternehmensvereinigung abzugeben, setzt die Kommission eine
Frist, innerhalb derer das Unternehmen oder die Unternehmensvereinigung der Kommission Anderungen an den
Erlduterungen dieses Beschiftigten iibermitteln kann. Die Anderungen werden den nach Absatz 1 dokumentierten
Erlduterungen hinzugefiigt.
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Artikel 11

Informationen der 6ffentlichen Auftraggeber bzw. der Auftraggeber, die fiir die betreffenden 6ffentlichen
Vergabeverfahren zustindig sind

(1)  Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten nach Artikel 13 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2022/2560, der Kommission
auf Aufforderung alle Auskiinfte zu erteilen, die sie zur Durchfithrung von Priifungen auf der Grundlage der Verordnung
(EU) 2022/2560 bendtigt, erstreckt sich insbesondere auf die iiber priifungsrelevante Information verfiigenden
offentlichen Auftraggeber bzw. Auftraggeber, die fur die betreffenden offentlichen Vergabeverfahren zustandig sind.

(2)  Der betreffende offentliche Auftraggeber bzw. der betreffende Auftraggeber iibermittelt der Kommission zusammen
mit der Meldung Kopien der Unterlagen, die bei der Erstellung der Auftragsunterlagen verwendet wurden, einschlielich —
sofern verfugbar — etwaiger Studien und der internen Mittelausstattung fiir die Auftragsvergabe, sowie Kopien aller
sonstigen Unterlagen, die der betreffende offentliche Auftraggeber bzw. der betreffende Auftraggeber als fir die Priifung
wesentlich erachtet. Ubermitteln die Anmelder Informationen nach Abschnitt 4 des Anhangs II, so leitet der betreffende
offentliche Auftraggeber bzw. der betreffende Auftraggeber auch die Kopien aller im Rahmen des jeweiligen offentlichen
Vergabeverfahrens eingereichten Angebote weiter. Wurden die Angebote noch nicht eingereicht oder stehen die
eingereichten Angebote zum Zeitpunkt der Meldung nicht zur Verfiigung, so werden die Kopien an die Kommission
weitergeleitet, sobald sie zur Verfiigung stehen. Ubermittelt der betreffende 6ffentliche Auftraggeber bzw. der betreffende
Auftraggeber der Kommission nicht die Kopien aller fur die Priifung relevanten Unterlagen bzw. ist er dazu nicht in der
Lage, so fordert die Kommission ihn auf, die Kopien der fiir die Untersuchung der Kommission speziell relevanten
Dokumente zu tibermitteln.

Artikel 12

Ubermittlung von Informationen iiber ungerechtfertigt giinstige Angebote

(1)  Sofern von den Anmeldern nicht bereits in ihrer Meldung nach Artikel 29 der Verordnung (EU) 2022/2560
vorgelegt, werden Begriindungen und entsprechende sachdienliche Unterlagen, die im Formular in Anhang II aufgefithrt
sind und sich auf die Beurteilung des ungerechtfertigt giinstigen Charakters beziehen, unter Einhaltung der in Artikel 8
festgelegten Fristen und Formate bei der Kommission eingereicht; sie konnen im Laufe der Vorpriifung eingereicht werden.

(2)  Beschliefen die Anmelder, die Moglichkeit zur Vorlage von Begriindungen zu nutzen, so figen sie alle in dem
Formular in Anhang II aufgefithrten entsprechenden sachdienlichen Unterlagen bei, um ihre Ausfithrungen zu belegen.

(3)  Reicht das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, sachdienliche Unterlagen ein, so kennzeichnet es dabei alle
Informationen, die es als vertraulich erachtet, begriindet den Antrag auf vertrauliche Behandlung ordnungsgemafs und legt
eine gesonderte nichtvertrauliche Fassung vor.

KAPITEL IV

VERPFLICHTUNGSZUSAGEN, TRANSPARENZ UND BERICHTERSTATTUNG

Artikel 13

Fristen fiir die Vorlage von Verpflichtungszusagen im Rahmen angemeldeter Zusammenschliisse

(1) Was bei der Kommission nach Artikel 21 der Verordnung (EU) 2022/2560 angemeldete Zusammenschliisse betrifft,
werden Verpflichtungszusagen, die mit Blick auf die Annahme eines Beschlusses nach Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a der
Verordnung (EU) 2022/2560 unterbreitet werden, der Kommission spitestens 65 Arbeitstage nach dem Tag der Einleitung
der eingehenden Priifung nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 vorgelegt.

(2)  Wird die Frist fir den Erlass eines Beschlusses nach Artikel 25 Absatz 3 der Verordnung (EU) 20222560 gemif3
Artikel 24 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 verlingert, so verldngert sich die fiir die Vorlage von Verpflich-
tungszusagen geltende Frist von 65 Arbeitstagen automatisch um die gleiche Anzahl von Arbeitstagen.
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(3)  Unter aulergewohnlichen Umstinden kann die Kommission Verpflichtungszusagen beriicksichtigen, obwohl sie
nach Ablauf der in diesem Artikel festgelegten Vorlagefrist unterbreitet wurden. Bei der Entscheidung dariiber, ob die
Kommission Verpflichtungszusagen unter solchen Umstinden beriicksichtigt, tragt sie insbesondere dem Umstand
Rechnung, dass das Ausschussverfahren nach Artikel 48 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 befolgt werden muss.

Artikel 14

Fristen fiir die Vorlage von Verpflichtungszusagen bei Priifungen im Rahmen von 6ffentlichen Vergabeverfahren

(1)  Was der Kommission im Rahmen offentlicher Vergabeverfahren nach Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung
(EU) 2022/2560 gemeldete drittstaatliche finanzielle Zuwendungen betrifft, werden Verpflichtungszusagen, die von den
betreffenden Wirtschaftsteilnehmern nach Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 angeboten werden, der
Kommission innerhalb von hochstens 50 Arbeitstagen ab dem Tag der Einleitung der eingehenden Priifung vorgelegt. Der
Eingang von Verpflichtungszusagen bei der Kommission kann — je nach Umfang der Verpflichtungszusagen und nach
Riicksprache mit dem offentlichen Auftraggeber bzw. dem Auftraggeber — als hinreichend begriindeter Ausnahmefall
gelten, in dem die Frist fir den Erlass eines Beschlusses zum Abschluss der eingehenden Priifung im Sinne des Artikels 30
Absatz 5 der Verordnung (EU) 2022/2560 verlingert werden kann.

(2)  Unter auflergewohnlichen Umstinden kann die Kommission Verpflichtungszusagen beriicksichtigen, die nach
Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist angeboten wurden. Bei der Entscheidung dariiber, ob die Kommission Verpflich-
tungszusagen unter solchen Umstinden beriicksichtigt, trdgt sie insbesondere dem Umstand Rechnung, dass das
Ausschussverfahren nach Artikel 48 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 befolgt werden muss.

Artikel 15

Verfahren fiir die Vorlage von Verpflichtungszusagen

(1)  Die von dem Unternchmen, das Gegenstand der Priifung ist, angebotenen Verpflichtungszusagen werden der
Kommission bei einem Beschluss nach Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2022/2560 gemidf
Artikel 25 bzw. bei einem Beschluss nach Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 gemifl Artikel 26
vorgelegt.

(2)  Bietet das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, Verpflichtungszusagen an, so kennzeichnet es dabei alle
Informationen, die es fiir vertraulich erachtet, begriindet den Antrag auf vertrauliche Behandlung ordnungsgemaf$ und legt
eine gesonderte nichtvertrauliche Fassung der Verpflichtungszusagen vor.

(3)  In Verfahren nach den Kapiteln 3 und 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 werden Verpflichtungszusagen von den
Anmeldern sowie von allen anderen Beteiligten, denen daraus Pflichten entstehen, unterschrieben.

Artikel 16

Transparenz und Berichterstattung

Die Kommission kann einem Unternehmen durch einen im Anschluss an eine eingehende Priifung nach Artikel 11 der
Verordnung (EU) 2022/2560 erlassenen Beschluss gegebenenfalls Transparenz- und Berichterstattungspflichten nach
Artikel 7 Absatz 5 und Artikel 8 der Verordnung (EU) 2022/2560 auferlegen. Diese Pflichten konnen die Bereitstellung
von Informationen iiber Folgendes betreffen:

a) drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die das Unternechmen wihrend eines bestimmten Zeitraums erhalten hat, der
am Tag nach dem Tag der Annahme des Beschlusses iiber die Auferlegung dieser Pflicht beginnt,

b) die Beteiligung an Zusammenschliissen oder die Teilnahme an 6ffentlichen Vergabeverfahren (wenn das Unternehmen,
das Gegenstand der Priifung ist, in einem offenen Verfahren ein Angebot oder in einem mehrstufigen offentlichen
Vergabeverfahren einen Teilnahmeantrag einreicht) wihrend eines bestimmten Zeitraums, der am Tag nach dem Tag
der Annahme des Beschlusses iiber die Auferlegung dieser Pflicht beginnt,
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¢) die Umsetzung eines nach Artikel 11 Absatz 3, Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a oder Artikel 31 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2022/2560 erlassenen Verpflichtungsbeschlusses, eines nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2022/2560 erlassenen Beschlusses zur Auferlegung von Abhilfemafnahmen, eines nach Artikel 25 Absatz 3
Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2022/2560 erlassenen Beschlusses zur Untersagung eines Zusammenschlusses oder
eines nach Artikel 31 Absatz 2 der Verordnung (EU) 20222560 erlassenen Beschlusses zur Untersagung der Zuschlags-
erteilung.

KAPITEL V

UBERMITTLUNG VON STELLUNGNAHMEN

Artikel 17

Stellungnahmen

(1)  Unterrichtet die Kommission das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, nach Artikel 42 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2022/2560 iiber die Griinde, aus denen sie ihren Beschluss zu erlassen beabsichtigt, so setzt sie eine Frist
von nicht weniger als zehn Arbeitstagen, innerhalb derer das Unternehmen schriftlich Stellung nehmen kann. Die
Kommission ist nicht verpflichtet, nach Ablauf dieser Frist eingehende Stellungnahmen zu beriicksichtigen.

(2) Das Unternchmen, das Gegenstand der Priffung ist, iibermittelt der Kommission eine etwaige schriftliche
Stellungnahme und etwaige relevante Unterlagen, die den in diesen Stellungnahmen dargelegten Sachverhalt belegen,
gemdf den Artikeln 25 und 26.

(3)  Erldsst die Kommission nach Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 einen vorldufigen Beschluss iiber
einstweilige Malnahmen, so setzt sie eine Frist, innerhalb derer das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, zu
diesem Beschluss schriftlich Stellung nehmen kann. Nach Ubermittlung der Stellungnahme des Unternehmens, das
Gegenstand der Priifung ist, erldsst die Kommission einen abschlieBenden Beschluss iiber die einstweiligen Maflnahmen,
mit dem sie den vorldufigen Beschluss aufhebt, dndert oder bestitigt. Nimmt das Unternehmen, das Gegenstand der
Priifung ist, innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht schriftlich Stellung, so wird der vorlaufige Beschluss
mit dem Ablauf dieser Frist zu einem abschliefenden Beschluss.

(4)  Stellt das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, vor Ablauf der urspriinglichen Frist einen entsprechenden
begriindeten Antrag, kann die Kommission gegebenenfalls die gemaf den Absdtzen 1 und 3 gesetzten Fristen verlingern.

KAPITEL VI

VERWENDUNG VON INFORMATIONEN UND UMGANG MIT VERTRAULICHEN INFORMATIONEN

Artikel 18

Verwendung von Informationen durch die Kommission

(1)  Nach Artikel 43 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 kann ein Bereitsteller von Informationen der
Kommission seine Zustimmung dazu erteilen, dass sie die im Rahmen der genannten Verordnung erlangten Informationen
fur andere Zwecke als diejenigen verwenden darf, fiir die die Informationen urspriinglich von ihr erlangt wurden.

(2)  Wenn der Bereitsteller der Informationen der Kommission seine Zustimmung nach Artikel 43 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2022/2560 erteilt, gibt er an, in Bezug auf welche spezifischen Informationen er der Verwendung fir
andere Zwecke als diejenigen, fir die die Informationen erlangt wurden, zustimmt, und begriindet, warum diese
Informationen fiir diese anderen Zwecke, einschlieflich der Anwendung anderer Rechtsakte der Union, relevant wiren.
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(3)  Ersucht die Kommission den Bereitsteller der Informationen, seine Zustimmung nach Artikel 43 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2022/2560 zu erteilen, so gibt sie an, auf welche Informationen sich dieses Ersuchen bezieht und fiir
welche Zwecke sie diese Informationen zu verwenden beabsichtigt. Die Verwendung dieser Informationen durch die
Kommission geht nicht iiber die von der Kommission angegebenen Zwecke, denen der Bereitsteller zugestimmt hat, hinaus.

Artikel 19

Kenntlichmachung und Schutz vertraulicher Informationen

(1)  Sofern in Artikel 20 der vorliegenden Verordnung und in Artikel 42 der Verordnung (EU) 2022/2560 nichts anderes
bestimmt ist, und unbeschadet des Absatzes 6 wird die Kommission Informationen — einschlieflich Unterlagen — weder
offenlegen noch zuginglich machen, soweit sie Geschiftsgeheimnisse oder sonstige vertrauliche Informationen enthalten.

(2)  Bei Auskunftsverlangen nach Artikel 13 der Verordnung (EU) 2022/2560, bei der Befragung einer Person nach
Artikel 13 Absatz 7 der Verordnung (EU) 20222560 oder bei der Verlangung von miindlichen Erklirungen im Rahmen
von Nachpriifungen gemif den Artikeln 14 und 15 der Verordnung (EU) 2022/2560 teilt die Kommission den jeweiligen
Personen, Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen mit, dass sie sich, indem sie der Kommission Informationen
geben, damit einverstanden erkldren, dass nach Artikel 20 Einsicht in diese Informationen gewahrt werden kann. Erhilt die
Kommission anderweitig Informationen von Bereitstellern von Informationen, so teilt sie diesen mit, dass nach Artikel 20
Einsicht in die von ihnen gegebenen Informationen gewdhrt werden kann.

(3)  Unbeschadet der Artikel 8 und 15 kann die Kommission Bereitsteller von Informationen, die Unterlagen oder
sonstige Informationen nach der Verordnung (EU) 2022/2560 bereitstellen bzw. geben, auffordern, innerhalb einer
bestimmten Frist

a) die Unterlagen bzw. die Teile davon oder die sonstigen Informationen, die ihrer Ansicht nach Geschiftsgeheimnisse oder
andere vertrauliche Informationen enthalten, kenntlich zu machen,

b) die Personen zu nennen, denen gegeniiber diese Unterlagen oder sonstigen Informationen als vertraulich anzusehen
sind,

c) fur alle Unterlagen bzw. jeden Teil davon und fiir die sonstigen Informationen zu begriinden, weshalb dafiir Geschiftsge-
heimnisse und andere vertrauliche Informationen geltend gemacht werden,

d) der Kommission eine nichtvertrauliche Fassung der Unterlagen bzw. der Teile von Unterlagen oder der sonstigen
Informationen zu tibermitteln, in der die Geschiftsgeheimnisse und anderen vertraulichen Informationen unkenntlich
gemacht wurden, ohne dass der verbleibende Text dadurch unklar oder unverstindlich geworden wire, und

e) eine knappe, nichtvertrauliche und klare Beschreibung jeder unkenntlich gemachten Information zu geben.

(4)  Vor der Veroffentlichung einer Zusammenfassung nach Artikel 40 der Verordnung (EU) 20222560 oder eines
Beschlusses nach den Artikeln 11, 25 und 31 der Verordnung (EU) 2022/2560 fordert die Kommission ein Unternehmen,
das Gegenstand einer Priifung ist, auf, innerhalb einer bestimmten Frist anzugeben, welche Teile der Zusammenfassung
oder des Beschlusses nach Auffassung des Unternechmens Geschiftsgeheimnisse oder andere vertrauliche Informationen
enthalten. Werden bestimmte Informationen als Geschiftsgeheimnis oder als sonstige vertrauliche Informationen
gekennzeichnet, so begriindet das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, diese Kennzeichnung innerhalb der von
der Kommission festgesetzten Frist.

(5)  Macht ein Bereitsteller von Informationen oder das Unternehmen, das Gegenstand der Prifung ist, die
Informationen, die es als vertraulich erachtet, nicht gemifl den Vorschriften in den Absdtzen 3 und 4 kenntlich, so kann
die Kommission davon ausgehen, dass die betreffenden Informationen keine vertraulichen Informationen enthalten.

(6)  Ist die Kommission der Auffassung, dass bestimmte Informationen, die von einem Bereitsteller von Informationen
oder dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, als vertraulich bezeichnet werden, offengelegt werden diirfen,
weil die jeweiligen Informationen weder ein Geschiftsgeheimnis noch sonstige vertrauliche Informationen darstellen oder
weil ein iibergeordnetes Interesse an ihrer Offenlegung besteht, so teilt sie dem Bereitsteller der Informationen oder dem
Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, ihre Absicht mit, diese Informationen offenzulegen. Sollte der Bereitsteller
der Informationen bzw. das Unternehmen, das Gegenstand der Priiffung ist, innerhalb von fiinf Arbeitstagen, nachdem sie
tiber diese Absicht der Kommission informiert worden sind, Einspruch erheben, so kann die Kommission einen Beschluss
erlassen, in dem das Datum angegeben wird, nach dem die Informationen offengelegt oder, im Falle des Absatzes 4, in der
Zusammenfassung oder dem Beschluss veroffentlicht werden. Dieses Datum liegt nicht weniger als fiinf Arbeitstage nach
der Bekanntgabe des Kommissionsbeschlusses. Der Beschluss wird der betreffenden natiirlichen oder juristischen Person
bekannt gegeben.
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(7)  Dieser Artikel hindert die Kommission nicht daran, Informationen, die das Vorliegen einer den Binnenmarkt
verzerrenden drittstaatlichen Subvention belegen, im erforderlichen Umfang zu verwenden und offenzulegen.

KAPITEL VII

AKTENEINSICHT

Artikel 20

Einsicht in die Kommissionsakte und Verwendung von Unterlagen

(1)  Nachdem die Kommission das Unternchmen, das Gegenstand der Priifung ist, iiber die Griinde unterrichtet hat, aus
denen die Kommission einen Beschluss zu erlassen beabsichtigt, kann das Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist,
nach Artikel 42 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 Einsicht in die Kommissionsakte beantragen.

(2)  Das Recht auf Einsicht in die Kommissionsakte bezieht sich dabei nicht auf
a) interne Unterlagen der Kommission,

b) interne Unterlagen der Behorden der Mitgliedstaaten oder von Drittstaaten, einschlieflich Wettbewerbsbehorden und
offentlichen Auftraggebern oder Auftraggebern,

c) Schriftverkehr zwischen der Kommission und Behorden der Mitgliedstaaten oder von Drittstaaten, einschlieflich
Wettbewerbsbehorden und o6ffentlichen Auftraggebern oder Auftraggebern,

d) Schriftverkehr zwischen den Behorden der Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten.

(3)  Bei der Gewidhrung von Akteneinsicht stellt die Kommission dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist,
eine nichtvertrauliche Fassung aller Unterlagen zur Verfiigung, die in den Griinden, aus denen die Kommission einen
Beschluss zu erlassen beabsichtigt, genannt sind.

(4)  Unbeschadet der Absitze 2 und 5 gewihrt die Kommission dariiber hinaus unter Offenlegungsbedingungen, die in
einem Kommissionsbeschluss festzulegen sind, Einsicht in alle in ihrer Akte befindlichen Unterlagen, ohne dass in diesen
Unterlagen Informationen aus Griinden der Vertraulichkeit unkenntlich gemacht worden wiren. Die Offenlegungsbe-
dingungen werden nach folgenden Grundsitzen festgelegt:

a) Die Akteneinsicht nach diesem Absatz wird nur einer begrenzten Zahl von bestimmten externen Rechts- und
Wirtschaftsberatern und externen technischen Sachverstindigen gewiahrt, die von dem Unternehmen, das Gegenstand
der Priifung ist, beauftragt und deren Namen der Kommission vorab mitgeteilt wurden.

b) Die bestimmten externen Rechts- und Wirtschaftsberater und externen technischen Sachverstindigen miissen
Unternehmen oder Beschiftigte von Unternehmen sein oder sich in einer Situation befinden, die mit der von
Beschiftigten eines Unternehmens vergleichbar ist. Sie alle sind an die Offenlegungsbedingungen gebunden.

¢) Die als bestimmte externe Rechts- und Wirtschaftsberater und externe technische Sachverstindige erfassten Personen
diirfen sich zum Zeitpunkt des Kommissionsbeschlusses, mit dem die Offenlegungsbedingungen festgelegt werden,
weder in einem Beschiftigungsverhiltnis mit dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, befinden, noch der
Geschiftsfithrung des Unternehmens, das Gegenstand der Priifung ist, angehoren, noch sich in einer Situation befinden,
die mit der eines Beschiftigten oder Geschaftsfihrers des Unternehmens, das Gegenstand der Priifung ist, vergleichbar
ist. Wenn ein bestimmter externer Rechts- oder Wirtschaftsberater oder externer technischer Sachverstindiger
anschliefend, wahrend der Priifung oder innerhalb von drei Jahren nach Abschluss der Priifung der Kommission, in
eine solche Beziehung zu dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, eintritt, unterrichten er und das
Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, die Kommission unverziiglich iiber die Bedingungen dieser Beziehung.
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Der bestimmte externe Rechts- oder Wirtschaftsberater oder der externe technische Sachverstindige versichert der
Kommission ferner, dass er keinen Zugang mehr zu Informationen und Unterlagen der Akte hat, in die er nach diesem
Absatz Einsicht genommen hatte und die dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, von der Kommission
nicht zuginglich gemacht wurden. Aufferdem versichert er der Kommission, dass er die Anforderungen nach den
Buchstaben d und e weiterhin erfiillen wird.

d) Die bestimmten externen Rechts- und Wirtschaftsberater und externen technischen Sachverstindigen geben die
vorgelegten Unterlagen bzw. deren Inhalt nicht an natiirliche oder juristische Personen weiter, die nicht an die
Offenlegungsbedingungen gebunden sind.

e) Die bestimmten externen Rechts- und Wirtschaftsberater und externen technischen Sachverstindigen verwenden die
vorgelegten Unterlagen und deren Inhalt ausschlielich fiir die in Absatz 10 genannten Zwecke.

(5)  Die Kommission legt in den Offenlegungsbedingungen die technischen Modalititen und die Dauer der Offenlegung
fest. Die Offenlegung gegeniiber den bestimmten Rechts- und Wirtschaftsberatern und technischen Sachverstindigen kann
auf elektronischem Weg oder (bei einigen oder allen Unterlagen) ausschlielich in den Riumlichkeiten der Kommission
erfolgen. Unter aulergewohnlichen Umstdnden kann die Kommission beschlieen, in bestimmte Unterlagen keine Einsicht
nach den in Absatz 4 genannten Offenlegungsbedingungen zu gewéhren oder Einsicht in Unterlagen zu gewéhren, in denen
bestimmte Informationen unkenntlich gemacht wurden, wenn sie feststellt, dass der Schaden, den der Bereitsteller der
Informationen durch eine Offenlegung nach den Offenlegungsbedingungen wahrscheinlich erleiden wiirde, insgesamt
schwerer wiegt als die Bedeutung der Offenlegung fiir die Ausiibung der Verteidigungsrechte. Unbeschadet des Absatzes 2
nimmt die Kommission eine dhnliche Beurteilung hinsichtlich der Bedeutung der Offenlegung vor, wenn sie priift, ob sie
Schriftverkehr zwischen der Kommission und Behorden von Mitgliedstaaten oder von Drittstaaten und andere Arten
sensibler Dokumente, die von Beh6rden von Mitgliedstaaten oder von Drittstaaten bereitgestellt werden, offenlegen oder
teilweise offenlegen muss. Vor der Offenlegung eines solchen Schriftverkehrs oder solcher Dokumente konsultiert die
Kommission die Behorden des Mitgliedstaats oder des Drittstaats.

(6) Die in Absatz 4 Buchstabe a genannten bestimmten externen Rechts- und Wirtschaftsberater und externen
technischen Sachverstindigen konnen innerhalb einer Woche nach Erhalt der Akteneinsicht unter den Offenlegungsbe-
dingungen bei der Kommission einen mit Griinden versehenen Antrag auf Einsicht in nichtvertrauliche Fassungen von
Unterlagen in der Kommissionsakte stellen, die dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, nicht bereits nach
Absatz 3 vorgelegt wurden und die sie dem Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, zugdnglich machen wollen.
Alternativ konnen sie einen mit Griinden versehenen Antrag auf Ausweitung der Offenlegungsbedingungen auf weitere
bestimmte externe Rechts- oder Wirtschaftsberater oder externe technische Sachverstindige stellen. Eine solche erweiterte
Einsicht in die nichtvertrauliche Fassung von Unterlagen oder eine solche Ausweitung auf weitere Personen kann nur
ausnahmsweise und unter der Voraussetzung gewidhrt werden, dass dies fur die angemessene Ausiibung der
Verteidigungsrechte des Unternehmens, das Gegenstand der Priifung ist, wesentlich ist.

(7)  Im Hinblick auf die Anwendung von Absatz 5 oder 6 kann die Kommission den Bereitsteller von Informationen, der
die betreffenden Unterlagen vorgelegt hat, auffordern, nach Artikel 19 Absatz 3 eine nichtvertrauliche Fassung der
Unterlagen vorzulegen.

(8)  Ist die Kommission der Auffassung, dass ein Antrag nach Absatz 6 gerechtfertigt ist, um sicherzustellen, dass das
Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, seine Verteidigungsrechte wirksam ausiiben kann, so stellt sie dem
Unternehmen, das Gegenstand der Priifung ist, entweder eine nichtvertrauliche Fassung des Dokuments zur Verfiigung
oder erldsst einen Beschluss zur Ausweitung der Offenlegungsbedingungen in Bezug auf die betreffenden Unterlagen.

(9)  Um eine unverhiltnismafige Verzdgerung bzw. einen unverhéltnismafigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden,
kann die Kommission zu jedem beliebigen Zeitpunkt wahrend des Verfahrens anstelle des Verfahrens fiir Akteneinsicht
nach Absatz 4 — oder in Kombination mit diesem Verfahren — Einsicht in einige oder alle Unterlagen, in denen
bestimmte Informationen nach Artikel 19 Absatz 3 unkenntlich gemacht wurden, gewéhren.

(10)  Die durch Akteneinsicht erlangten Informationen werden nur fiir die Zwecke des einschlidgigen Verfahrens zur
Anwendung der Verordnung (EU) 2022/2560 verwendet.
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KAPITEL VIII

FRISTEN

Artikel 21

Fristen

(1)  Die Fristen, die in der Verordnung (EU) 2022/2560 oder der vorliegenden Verordnung vorgesehen sind oder die von
der Kommission darin festgesetzt werden, berechnen sich gemidfl der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des
Rates (*) und den besonderen Vorschriften in Absatz 2 dieses Artikels und Artikel 22. Bei gegenldufigen Bestimmungen hat
die vorliegende Verordnung Vorrang.

(2)  Fristen beginnen am ersten Arbeitstag, der auf das Ereignis folgt, auf das sich die einschligige Bestimmung der
Verordnung (EU) 2022/2560 oder der vorliegenden Verordnung bezieht.

Artikel 22

Ende der Fristen
(1)  Eine in Arbeitstagen berechnete Frist endet mit Ablauf des letzten Arbeitstages dieser Frist.

(2)  Eine von der Kommission auf einen bestimmten Kalendertag festgesetzte Frist endet mit Ablauf dieses Kalendertages.

Artikel 23

Aussetzung von Fristen bei Zusammenschliissen

(1)  Die Kommission kann die in Artikel 24 Absatz 1 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 2022/2560 genannten
Fristen entweder nach Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EU) 20222560 oder aus einem der folgenden Griinde
aussetzen:

a) eine Auskunft, welche die Kommission nach Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 von den Anmeldern
oder anderen Beteiligten verlangt hat, ist innerhalb der von der Kommission festgesetzten Frist nicht oder nicht
vollstindig erteilt worden,

b) eine Auskunft, welche die Kommission nach Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 von anderen
Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen verlangt hat, ist innerhalb der von der Kommission festgesetzten Frist
nicht oder nicht vollstindig erteilt worden, was auf Umstinde zuriickgeht, fiir die einer der Anmelder oder ein anderer
Beteiligter verantwortlich ist,

¢) einer der Anmelder oder ein anderer Beteiligter hat es abgelehnt, eine von der Kommission auf der Grundlage des
Artikels 14 Absatz 1 durchzufithrende und per Beschluss nach Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560
angeordnete Nachpriifung zu dulden oder bei der Durchfithrung einer solchen Nachpriifung nach Artikel 14 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2022/2560 mitzuwirken, oder

d) die Anmelder haben es unterlassen, die Kommission von relevanten Informationen, einschlieRlich Anderungen des
Sachverhalts im Sinne des Artikels 6 Absatz 3, zu unterrichten.

(2)  Setzt die Kommission eine in Artikel 24 Absatz 1 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 2022/2560 genannte
Frist nach Absatz 1 aus, so wird die Frist in den Fillen

a) nach Absatz 1 Buchstaben a und b ausgesetzt zwischen dem Ende der im Auskunftsverlangen festgesetzten Frist und
dem Eingang der vollstindigen und richtigen angeforderten Auskunft bzw. dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission
den Anmeldern oder anderen Beteiligten mitteilt, dass die verlangte Auskunft angesichts der Ergebnisse ihrer laufenden
Priifung oder der Marktentwicklungen nicht mehr erforderlich ist,

(*) Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 118271 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln fiir die Fristen, Daten und Termine
(ABL L 124 vom 8.6.1971, S. 1).
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b) nach Absatz 1 Buchstabe c ausgesetzt zwischen dem gescheiterten Nachpriifungsversuch und dem tatsichlichen
Abschluss der durch Beschluss angeordneten Nachpriifung bzw. dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission den
Anmeldern oder anderen Beteiligten mitteilt, dass die angeordnete Nachpriifung angesichts der Ergebnisse ihrer
laufenden Priifung oder der Marktentwicklungen nicht mehr erforderlich ist,

¢) nach Absatz 1 Buchstabe d ausgesetzt zwischen dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission iiber relevante Informationen,
einschlieRlich Anderungen des Sachverhalts, in Kenntnis hitte gesetzt werden sollen, und dem Eingang der
vollstindigen und richtigen Auskunft bzw. dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission den Anmeldern mitteilt, dass die
Auskunft angesichts der Ergebnisse ihrer laufenden Priifung oder der Marktentwicklungen nicht mehr erforderlich ist.

(3)  Die Aussetzung der Frist beginnt mit dem Arbeitstag, der auf den Tag folgt, an dem das die Aussetzung bewirkende
Ereignis eingetreten ist. Sie endet mit dem Ablauf des Tages, an dem der Grund fiir die Aussetzung entfillt. Ist dieser Tag
kein Arbeitstag, so endet die Aussetzung der Frist mit dem Ablauf des folgenden Arbeitstages.

(4)  Die Kommission verarbeitet alle Daten, die sie im Rahmen ihrer Priifung erhalten hat und die es ihr ermdoglichen
konnten, zu der Einschitzung zu gelangen, dass die verlangte Auskunft oder angeordnete Nachpriifung im Sinne des
Absatzes 2 Buchstaben a, b und ¢ nicht mehr erforderlich ist, innerhalb angemessener Zeit.

Artikel 24

Aussetzung von Fristen bei Vorpriifungen im Rahmen von 6ffentlichen Vergabeverfahren

Setzt die Kommission die Frist fur die Vorpriifung nach Artikel 30 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2022/2560 aus, so
beginnt diese Aussetzung an dem Arbeitstag nach Ablauf der Frist von 20 Arbeitstagen. Sie endet mit dem Ablauf des
Tages, an dem der Kommission die vollstindige aktualisierte Meldung iibermittelt wird. Ist dieser Tag kein Arbeitstag, so
endet die Aussetzung der Frist mit dem Ablauf des folgenden Arbeitstages.

KAPITEL IX

UBERMITTLUNG UND UNTERZEICHNUNG VON UNTERLAGEN

Artikel 25

Ubermittlung und Unterzeichnung von Unterlagen bei Zusammenschliissen

(1)  Die Ubermittlung von Unterlagen an die und von der Kommission geméf der Verordnung (EU) 2022/2560 und der
vorliegenden Verordnung erfolgt auf digitalem Weg, es sei denn, die Kommission stimmt ausnahmsweise dem Riickgriff auf
eine andere, in den Absitzen 6 und 7 genannte Ubermittlungsart zu.

(2)  Wenn eine Unterschrift erforderlich ist, miissen Unterlagen, die der Kommission auf digitalem Weg tibermittelt
werden, mindestens eine qualifizierte elektronische Signatur (QES) tragen, die den Anforderungen der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates (°) entspricht.

(3)  Technische Spezifikationen zu den Ubermittlungsarten und Unterzeichnungsméglichkeiten kénnen im Amisblatt der
Europdischen Union veréffentlicht und auf der Website der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission bereitgestellt
werden.

() Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 iiber elektronische Identifizierung und
Vertrauensdienste fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABL. L 257 vom
28.8.2014,S.73).
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(4)  Mit Ausnahme des in Anhang I enthaltenen Formulars gelten alle der Kommission an einem Arbeitstag auf digitalem
Weg iibermittelten Unterlagen als an dem Tag eingegangen, an dem sie abgeschickt wurden, sofern aus dem Zeitstempel
einer Empfangsbestitigung hervorgeht, dass sie an diesem Tag auch eingegangen sind. Wird das in Anhang I enthaltene
Formular der Kommission an einem Arbeitstag auf digitalem Weg tibermittelt, so gilt es als an dem Tag, an dem es
abgeschickt wurde, eingegangen, sofern aus dem Zeitstempel einer Empfangsbestitigung hervorgeht, dass es an diesem Tag
vor oder wihrend der auf der Website der GD Wettbewerb angegebenen Offnungszeiten eingegangen ist. Wird das in
Anhang I enthaltene Formular der Kommission an einem Arbeitstag nach den auf der Website der GD Wettbewerb
angegebenen Offnungszeiten auf digitalem Weg iibermittelt, so gilt es als am folgenden Arbeitstag eingegangen. Alle
Unterlagen, die der Kommission auflerhalb eines Arbeitstages elektronisch tibermittelt werden, gelten als am folgenden
Arbeitstag eingegangen.

(5)  Unterlagen, die der Kommission elektronisch tibermittelt werden, gelten als nicht eingegangen, wenn die Unterlagen
oder Teile davon

a) beschidigt oder unbrauchbar sind,
b) Viren, Schadsoftware oder andere Gefahrenquellen enthalten oder

c) elektronische Signaturen enthalten, deren Giiltigkeit von der Kommission nicht tiberpriift werden kann.

Die Kommission informiert den Absender unverziiglich, wenn einer der unter den Buchstaben a, b oder ¢ genannten
Umstédnde vorliegt.

(6)  Unterlagen, die der Kommission per Einschreiben ibermittelt werden, gelten als an dem Tag eingegangen, an dem sie
an der auf der Website der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission angegebenen Anschrift eingegangen sind.

(7)  Unterlagen, die bei der Kommission eigenhindig abgegeben werden, gelten als an dem Tag eingegangen, an dem sie
an der auf der Website der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission veroffentlichten Anschrift eingegangen sind,
sofern von der Kommission eine Empfangsbestitigung dafiir ausgestellt wird.

Artikel 26

Ubermittlung und Unterzeichnung von Dokumenten im Zusammenhang mit 6ffentlichen Vergabeverfahren
(Meldungen und Priifung von Amts wegen)

(1)  Die Ubermittlung von Unterlagen im Zusammenhang mit offentlichen Vergabeverfahren an die und von der
Kommission gemafl der Verordnung (EU) 20222560 und der vorliegenden Verordnung erfolgt auf digitalem Weg, es sei
denn, die Kommission stimmt ausnahmsweise dem Riickgriff auf eine andere, in den Absitzen 5 und 6 genannte
Ubermittlungsart zu.

(2)  Bei Verfahren zu drittstaatlichen Subventionen im Zusammenhang mit Offentlichen Vergabeverfahren ist die
Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur (QES), die den Anforderungen der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014 entspricht, nicht zwingend vorgeschrieben. Die Meldung oder Erklirung wird von allen Anmeldern
unterschrieben, die im Zusammenhang mit Meldungen bei 6ffentlichen Vergabeverfahren zur Meldung verpflichtet sind.

(3)  Technische Spezifikationen zu den Ubermittlungsarten und Unterzeichnungsméglichkeiten kénnen im Amisblatt der
Europdischen Union verdffentlicht und auf der Website der Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und
KMU der Kommission bereitgestellt werden.

(4)  Fiir die Unterzeichnung und Ubermittlung von mit &ffentlichen Vergabeverfahren im Zusammenhang stehenden
Unterlagen an die Kommission gilt Artikel 25 Absitze 4 und 5 entsprechend.

(5)  Unterlagen, die der Kommission per Einschreiben iibermittelt werden, gelten als an dem Tag eingegangen, an dem sie
an der auf der Website der Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU der Kommission
angegebenen Anschrift eingegangen sind.

(6)  Unterlagen, die bei der Kommission eigenhindig abgegeben werden, gelten als an dem Tag eingegangen, an dem sie
an der auf der Website der Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU der Kommission
veroffentlichten Anschrift eingegangen sind, sofern von der Kommission eine Empfangsbestitigung dafiir ausgestellt wird.
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KAPITEL X

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 27
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 10. Juli 2023

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I

Formular FS-CO zur Anmeldung eines Zusammenschlusses nach der Verordnung (EU) 20222560
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EINFUHRUNG
1. Zweck des Formulars FS-CO

1. In diesem Formular FS-CO ist aufgefiihrt, welche Informationen der bzw. die Anmelder bei der Anmeldung eines
geplanten Zusammenschlusses im Rahmen des Systems der Union zur Kontrolle drittstaatlicher Subventionen bei der
Kommission vorlegen miissen. Das Kontrollsystem der Union fiir drittstaatliche Subventionen ist in der Verordnung
(EU) 2022/2560 des Europiischen Parlaments und des Rates (') und in der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/
1441 der Kommission zur Festlegung detaillierter Vorschriften fiir die Durchfihrung von Verfahren durch die
Kommission nach der Verordnung (EU) 2022/2560 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber den
Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen (im Folgenden ,Durchfithrungsverordnung®) (3) verankert, der
dieses Formular FS-CO beigefiigt ist.

2. Art der im Formular FS-CO verlangten Angaben

2. Im Formular FS-CO sind folgende Angaben zu machen:

a) grundlegende Angaben, die grundsitzlich fir die Beurteilung aller Zusammenschliisse erforderlich sind
(Abschnitte 1 bis 4),

() ABLL 330vom 23.12.2022,S. 1.
() ABLL177vom 12.7.2023,S. 1.
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b) Angaben iiber drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die die Beteiligten nach Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe b
der Verordnung (EU) 2022/2560 erhalten haben (Abschnitt 5). Insbesondere sind gemifl Abschnitt 5 des
Formulars FS-CO genaue Angaben zu jeder mindestens 1 Mio. EUR betragenden drittstaatlichen finanziellen
Zuwendung zu machen, die den an dem Zusammenschluss Beteiligten in den drei Jahren vor Vertragsabschluss,
Verdffentlichung des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden Beteiligung gewihrt
wurde und die in eine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU) 2022/2560
fallen konnte. In Bezug auf andere drittstaatliche finanzielle Zuwendungen muss der bzw. miissen die Anmelder
im Formular FS-CO gemiR den Hinweisen in Tabelle 1 einen Uberblick geben iiber die verschiedenen Arten von
finanziellen Zuwendungen, die mindestens 1 Mio. EUR betragen und ihnen in den drei Jahren vor
Vertragsabschluss, Veroffentlichung des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden
Beteiligung gewihrt wurden. Die Kommission kann aufgrund der jeweiligen Umstinde des Einzelfalls
ausfiihrlichere Informationen tiber die Arten von finanziellen Zuwendungen, die in der Antwort auf die Fragen
des Abschnitts 5 genannt bzw. in Tabelle 1 aufgefithrt werden, oder iiber andere drittstaatliche finanzielle
Zuwendungen, die der bzw. die an dem Zusammenschluss Beteiligten erhalten haben, anfordern. In jedem Fall
sind alle drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die den an dem Zusammenschluss Beteiligten in den drei
Jahren vor Vertragsabschluss, Verdffentlichung des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle
begriindenden Beteiligung gewihrt wurden, zu beriicksichtigen, wenn ermittelt wird, ob der Schwellenwert nach
Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/2560 erreicht ist, unabhingig davon, ob in
Abschnitt 5 Angaben zu diesen Zuwendungen gemacht werden miissen,

¢) Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen im
Zusammenhang mit dem Zusammenschluss den Binnenmarkt im Sinne des Artikels 4 oder 5 der Verordnung
(EU) 2022/2560 verzerren konnten (sowohl in Bezug auf das Ubernahmeverfahren als auch auf die Titigkeiten,
die die an dem Zusammenschluss Beteiligten ausiiben werden) (Abschnitt 6),

d) Angaben zu etwaigen positiven Auswirkungen der drittstaatlichen Subventionen (Abschnitt 7),

e) sachdienliche Unterlagen (Abschnitt 8).

3. Die in den Abschnitten 1 bis 6 und 8 verlangten Angaben miissen grundsitzlich gemacht werden, damit eine
Anmeldung als vollstindig gelten kann. Hingegen liegt es im Ermessen des Anmelders bzw. der Anmelder, ob sie die
nach Abschnitt 7 erforderlichen Angaben machen; dabei handelt es sich um Angaben zu etwaigen positiven
Auswirkungen der drittstaatlichen Subventionen auf die Entwicklung der betreffenden subventionierten Wirtschafts-
tatigkeit im Binnenmarkt sowie um andere positive Auswirkungen in Bezug auf die einschldgigen politischen Ziele.

4.  Ungeachtet aller im Formular FS-CO verlangten Angaben hat die Kommission die Méglichkeit, in einem Auskunfts-
verlangen weitere Informationen anzufordern.

3. Informationen, die nicht mit zumutbarem Aufwand zuginglich sind

5. Sind bestimmte in diesem Formular FS-CO verlangte Informationen dem Anmelder bzw. den Anmeldern ganz oder
teilweise nicht mit zumutbarem Aufwand zuginglich, kann der bzw. konnen die Anmelder bei der Kommission
beantragen, von der Pflicht zur Ubermittlung der betreffenden Informationen bzw. von anderen Anforderungen des
Formulars FS-CO beziiglich dieser Informationen befreit zu werden. Der Antrag ist gemif den Hinweisen in den
Randnummern 9 bis 11 dieser Einfithrung zu stellen.

4. Informationen, die fiir die Priifung des Falls durch die Kommission nicht erforderlich sind

6. Nach Artikel 4 Absatz 4 der Durchfithrungsverordnung kann die Kommission Anmelder von der Pflicht zur
Ubermittlung bestimmter Informationen in der Anmeldung — einschlieRlich Unterlagen — oder von anderen
Anforderungen des Formulars FS-CO beziiglich dieser Informationen befreien, wenn sie der Auffassung ist, dass die
Erfullung dieser Pflichten oder Anforderungen fuir die Priifung des Falls nicht erforderlich ist.

7. Der bzw. die Anmelder kénnen bei der Kommission beantragen, von der Pflicht zur Ubermittlung der betreffenden
Informationen oder von anderen Anforderungen des Formulars FS-CO beziiglich dieser Informationen befreit zu
werden. Dieser Antrag ist gemidf den Hinweisen fiir Befreiungsantrige in den Randnummern 9 bis 11 dieser
Einfihrung zu stellen.
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5. Vorabkontakte und Befreiungsantrige

8. Dem bzw. den Anmeldern wird geraten, bereits hinreichend lange vor der Anmeldung mit der Kommission Kontakt
aufzunehmen, vorzugsweise auf der Grundlage eines Entwurfs der Anmeldung. Die Kommission bietet Anmeldern
diese Moglichkeit der Vorabkontakte zur Vorbereitung der Vorpriifung einer drittstaatlichen Subvention im Rahmen
eines Zusammenschlusses. Vorabkontakte sind nicht vorgeschrieben, konnen jedoch sowohl fir den bzw. die
Anmelder als auch fur die Kommission duferst niitzlich sein, um u. a. den genauen Informationsbedarf in einer
Anmeldung zu bestimmen (insbesondere in Bezug auf Abschnitt 5 und Tabelle 1) und um sicherzustellen, dass die
Anmeldung vollstindig ist. Ferner kann sich durch Vorabkontakte der Umfang der verlangten Angaben verringern.

9. Im Rahmen von Vorabkontakten kann der bzw. kénnen die Anmelder eine Befreiung von der Pflicht zur Vorlage
bestimmter Informationen, die in diesem Formular verlangt werden, beantragen. Die Kommission priift Befreiung-
santrige, sofern eine der folgenden Voraussetzungen erfillt ist:

a) Der bzw. die Anmelder begriinden hinreichend, warum die betreffenden Informationen nicht mit zumutbarem
Aufwand zuginglich sind. Sofern angemessen und soweit moglich sollte der bzw. sollten die Anmelder fur die
fehlenden Daten moglichst genaue Schitzungen mit Angabe der Quelle vornehmen oder mitteilen, wo die
Kommission die nicht zuginglichen Informationen einholen konnte.

b) Der bzw. die Anmelder begriinden hinreichend, warum die betreffenden Informationen fiir die Priifung des Falls
nicht notwendig sind.

10. Befreiungsantrdge sollten wihrend der Vorabkontakte schriftlich gestellt werden, und zwar vorzugsweise im Entwurf
der Anmeldung selbst (am Anfang des betreffenden Abschnitts oder Unterabschnitts). Die Kommission bearbeitet
Befreiungsantrige wihrend der Vorabkontakte im Rahmen der Priifung des Entwurfs der Anmeldung.

11. Wenn die Kommission sich damit einverstanden erkldrt hat, dass bestimmte in diesem Formular FS-CO verlangte
Informationen im Rahmen einer Anmeldung entfallen konnen, steht es ihr dennoch jederzeit im Laufe des Verfahrens
frei, diese Informationen zu verlangen, insbesondere im Wege eines Auskunftsverlangens nach Artikel 13 der
Verordnung (EU) 2022/2560.

6. Richtigkeit und Vollstindigkeit der Anmeldung

12. Wie in den Randnummern 2 bis 4 dieser Einfithrung erldutert, miissen die in den Abschnitten 1 bis 6 und 8
verlangten Angaben grundsitzlich immer gemacht werden, damit eine Anmeldung als vollstindig gelten kann. Alle
verlangten Angaben miissen richtig und vollstindig in den entsprechenden Abschnitt eingetragen werden.

13. Insbesondere ist Folgendes zu beachten:

a) Die in Artikel 24 Absatz 1 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 2022/2560 festgelegte Frist von 25
Arbeitstagen beginnt am Arbeitstag nach Eingang der vollstindigen Anmeldung zu laufen. Damit soll
sichergestellt werden, dass die Kommission den angemeldeten Zusammenschluss innerhalb der in der Verordnung
(EU) 20222560 festgelegten strengen Fristen priifen kann.

b) Der bzw. die Anmelder sollten bei der Vorbereitung der Anmeldung darauf achten, dass die der Kommission
tibermittelten Namen und Nummern, insbesondere die E-Mail-Adressen, richtig, relevant und auf dem neuesten
Stand sind.

¢) Die verlangten Kontaktdaten miissen in dem von der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission (im Folgenden
,GD Wettbewerb®) auf ihrer Website vorgeschriebenen Format angegeben werden. Fiir den ordnungsgemifien
Ablauf des Priifverfahrens ist es unerlésslich, dass die Kontaktdaten richtig sind. Dazu miissen E-Mail-Adressen
angegeben werden, die personalisiert und bestimmten Kontaktpersonen zugeordnet sind (keine allgemeinen
Unternehmens-Mailboxen wie z. B. info@, hello@). Wenn die Kontaktdaten nicht den Anforderungen entsprechen,
kann die Kommission die Anmeldung fiir unvollstindig erkliren.

d) Sachdienliche Unterlagen nach Abschnitt 8 sind zusammen mit einer Ubersichtstabelle in dem von der GD
Wettbewerb auf ihrer Website vorgegebenen Format zu iibermitteln.
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¢) Im Einklang mit Artikel 6 Absatz 4 der Durchfithrungsverordnung wird fiir die Zwecke der Bestimmung des
Datums, an dem die Anmeldung wirksam wird, davon ausgegangen, dass die Anmeldung unvollstindig ist, wenn
im oder zusammen mit dem Anmeldeformular unrichtige oder irrefithrende Angaben iibermittelt werden.

f) Nach Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 konnen gegen ein Unternehmen, das vorsitzlich oder
fahrldssig unrichtige oder irrefiihrende Angaben macht, Geldbufen von bis zu 1 % seines Gesamtumsatzes
verhingt werden. Ferner kann die Kommission nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EU) 2022/2560 ihren Beschluss zu einem Zusammenschluss autheben, wenn er auf unvollstindigen, unrichtigen
oder irrefihrenden Angaben beruhte.

7. Meldeverfahren

14. Anmeldungen sind in einer der Amtssprachen der Union einzureichen. Die Namen der Anmelder sind auch in ihrer
urspriinglichen Sprache anzugeben. Die in diesem Formular FS-CO verlangten Angaben sind in die jeweiligen
Abschnitte bzw. Unterabschnitte einzutragen, wobei gegebenenfalls sachdienliche Unterlagen beizufiigen sind. Die
eingereichte Anmeldung muss eine unterschriebene Bestitigung nach Abschnitt 9 enthalten. Uberschneiden sich die
in einem Abschnitt verlangten Angaben teilweise (oder vollstindig) mit in einem anderen Abschnitt verlangten
Angaben, kénnen Querverweise gesetzt werden.

15. Die Anmeldung muss fiir jeden Anmelder von einer oder mehreren Personen, die gesetzlich befugt sind, in seinem
Namen zu handeln, oder von einem oder mehreren bevollmichtigten Vertretern des Anmelders bzw. der Anmelder
unterzeichnet werden. Die entsprechende(n) Vollmacht(en) (oder schriftlichen Nachweise dafiir, dass die Personen
entsprechend befugt sind) miissen der Anmeldung beigefiigt werden. Technische Spezifikationen und Hinweise zu
Anmeldungen (einschlielich Signaturen) sind auf der Website der GD Wettbewerb zu finden.

16. Beim Ausfiillen der Abschnitte 5, 6 und 7 des Formulars FS-CO sollte der bzw. sollten die Anmelder erwégen, ob es
iibersichtlicher wire, die Informationen in der numerischen Abschnittsreihenfolge anzugeben, oder ob die
Informationen fiir jede einzelne drittstaatliche finanzielle Zuwendung (oder Gruppe von drittstaatlichen finanziellen
Zuwendungen) zusammengefasst werden sollten.

17. Bestimmte Informationen kénnen im Interesse der Ubersichtlichkeit als Anlage {ibermittelt werden. Allerdings miissen
sich alle wesentlichen Angaben im Hauptteil der Anmeldung befinden. Ubermittelte Anlagen diirfen nur der
Erginzung der im Hauptteil der Anmeldung selbst gemachten Angaben dienen, und im Hauptteil ist klar anzugeben,
wo in einer Anlage erginzende Informationen iibermittelt werden.

18. Sachdienliche Unterlagen sind in der Originalsprache einzureichen. Handelt s sich hierbei nicht um eine Amtssprache
der Union, so ist eine Ubersetzung in die Sprache des Verfahrens beizufiigen (Artikel 4 Absatz 3 der Durchfithrungs-
verordnung).

8.  Vertraulichkeit und personenbezogene Daten

19. Nach Artikel 339 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union (AEUV) und Artikel 43 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/2560 ist es der Kommission, ihren Beamten und sonstigen Bediensteten untersagt, Kenntnisse
preiszugeben, die ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis fallen und die sie bei Anwendung der Verordnung
(EU) 20222560 erlangt haben. Dieser Grundsatz gilt auch fiir den Schutz der Vertraulichkeit unter den Anmeldern.

20. Ist der bzw. sind die Anmelder der Auffassung, dass ihre Interessen beeintrachtigt wiirden, wenn die Angaben, zu
deren Bereitstellung sie aufgefordert werden, veroffentlicht oder an andere Beteiligte weitergegeben wiirden, so sollten
sie die betreffenden Angaben gesondert mit dem deutlichen Vermerk ,Vertraulich“ auf jeder Seite ibermitteln. Der
bzw. die Anmelder sollten auch begriinden, warum diese Informationen nicht weitergegeben oder veréffentlicht
werden sollen.

21. Bei einer Fusion oder einem Erwerb der gemeinsamen Kontrolle oder in anderen Fillen, in denen die Anmeldung von
mehr als einem Beteiligten vorgelegt wird, konnen Geschiftsgeheimnisse gesondert als Anlage mit entsprechendem
Hinweis in der Anmeldung iibermittelt werden. Damit die Anmeldung als vollstindig gelten kann, miissen ihr alle
diese Anlagen beigefuigt sein.
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22. Alle in oder zusammen mit einer Anmeldung tbermittelten personenbezogenen Daten werden gemifl der
Verordnung (EU) 20181725 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) verarbeitet.

9.  Begriffsbestimmungen und Hinweise fiir die Zwecke des Formulars FS-CO

23. Fir die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ,Anmelder sind im Einklang mit Artikel 21 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 bei Fusionen alle an der
Fusion Beteiligten bzw. bei einem Kontrollerwerb alle Unternehmen oder Personen, die die alleinige bzw.
gemeinsame Kontrolle tiber die Gesamtheit oder Teile eines oder mehrerer Unternehmen erwerben.

b) ,Ubernahmeziel* sind alle Unternehmen oder Teile von Unternehmen, an denen eine die Kontrolle begriindende
Beteiligung erworben wird (einschlieflich Gemeinschaftsunternehmen) oder die Gegenstand eines offentlichen
Angebots sind. Dieser Begriff umfasst nicht den bzw. die Verkaufer.

¢) ,An dem Zusammenschluss Beteiligte(r)* ist der bzw. sind die Anmelder nach Buchstabe a und das Ubernahmeziel
nach Buchstabe b.

24. Sofern nichts anderes bestimmt ist,

a) umfasst der Begriff ,Anmelder” i) alle Unternehmen unter der alleinigen oder gemeinsamen unmittelbaren oder
mittelbaren Kontrolle des bzw. der ,Anmelder” gemif Artikel 20 Absitze 5 und 6 der Verordnung
(EU) 2022/2560, ii) alle Unternehmen und Personen mit alleiniger oder gemeinsamer unmittelbarer oder
mittelbarer Kontrolle iiber den oder die ,Anmelder” und iii) die von den Unternehmen nach Ziffer ii kontrollierten
Unternehmen,

b) umfasst der Begriff ,Ubernahmeziel(e)* alle Unternehmen unter der alleinigen oder gemeinsamen unmittelbaren
oder mittelbaren Kontrolle des bzw. der ,Ubernahmeziel(e)* gemd® Artikel 20 Absitze 5 und 6 der Verordnung
(EU) 2022/2560. Hingegen umfasst dieser Begriff nicht Unternehmen und Personen, die nach Vollzug des
Zusammenschlusses nicht linger die alleinige oder gemeinsame unmittelbare oder mittelbare Kontrolle iiber das
bzw. die ,Ubernahmeziel(e)* innehaben (so z. B. beim Kontrollerwerb den bzw. die Verkaufer).

25. Verlangte Finanzdaten sind in Euro zum durchschnittlichen Wechselkurs in den betreffenden Jahren oder sonstigen
Zeitrdumen anzugeben.

ABSCHNITT 1

Beschreibung des Zusammenschlusses

1.1. Geben Sie bitte eine Kurzbeschreibung des Zusammenschlusses unter Angabe der an dem Zusammenschluss
Beteiligten, des Ubernahmeverfahrens (z. B. ob der bzw. die Anmelder im Wege eines wettbewerblichen Verfahrens
ausgewdhlt wurde(n)), der Art des Zusammenschlusses (z. B. Fusion, Erwerb der alleinigen oder gemeinsamen
Kontrolle oder Griindung eines Gemeinschaftsunternehmen), der strategischen und wirtschaftlichen Griinde fiir den
Zusammenschluss sowie der Tatigkeitsbereiche der an dem Zusammenschluss Beteiligten.

ABSCHNITT 2

Angaben zu den Beteiligten

2.1. Angaben zu den an dem Zusammenschluss Beteiligten
Geben Sie fiir jeden der an dem Zusammenschluss Beteiligten Folgendes an:
2.1.1. den Namen des Unternehmens (der Name des Unternehmens ist auch in der urspriinglichen Sprache anzugeben);

2.1.2. seine Rolle bei dem Zusammenschluss (fusioniert/erwirbt/ist Ubernahmeziel/ist ein neu gegriindetes Gemeinschafts-
unternehmen);

() Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39). Eine Datenschutzerklirung zu wettbewerbsrechtlichen Priifungen finden Sie unter https://ec.europa.eu/
competition-policy/index/privacy-policy-competition-investigations_en.


https://ec.europa.eu/competition-policy/index/privacy-policy-competition-investigations_en
https://ec.europa.eu/competition-policy/index/privacy-policy-competition-investigations_en
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2.1.3. den Namen, die Anschrift, die Telefonnummer und die E-Mail-Adresse sowie die Position der geeigneten
Kontaktperson; bei der angegebenen Anschrift muss es sich um eine Zustellungsanschrift handeln, an die
Unterlagen, insbesondere Beschliisse der Kommission und andere Verfahrensurkunden, zur Bekanntgabe gesandt
werden konnen; die angegebene Kontaktperson muss befugt sein, Zustellungen entgegenzunehmen;

2.1.4.  bei einem oder mehreren bevollmachtigten externen Vertretern des Unternehmens den Vertreter oder die Vertreter,
dem bzw. denen Unterlagen, insbesondere Beschliisse der Kommission und andere Verfahrensurkunden, bekannt
gegeben werden konnen:

2.1.4.1. den Namen, die Anschrift, die Telefonnummer und die E-Mail-Adresse sowie die Position jedes Vertreters und

2.1.4.2. fiir jeden der Vertreter den schriftlichen Nachweis dafiir, dass er befugt ist, im Namen des jeweiligen an dem

Zusammenschluss Beteiligten zu handeln (auf der Grundlage der Mustervollmacht auf der Website der GD
Wettbewerb).

2.2. Art der Geschiftstitigkeit jedes der an dem Zusammenschluss Beteiligten

Beschreiben Sie bitte fiir jeden der an dem Zusammenschluss Beteiligten die Art der Geschiftstitigkeit des
Unternehmens.

ABSCHNITT 3

Niihere Angaben zum Zusammenschluss, zu den Eigentumsverhiltnissen und zur Kontrolle
Die in diesem Abschnitt verlangten Angaben konnen anhand von Organisationstabellen oder Organigrammen

veranschaulicht werden, die die Eigentumsstruktur und die Ausgestaltung der Kontrolle bei den an dem Zusammenschluss
Beteiligten vor und nach Vollzug des Zusammenschlusses zeigen.

3.1.  Beschreiben Sie die Art des angemeldeten Zusammenschlusses unter Bezugnahme auf die einschldgigen Kriterien der
Verordnung (EU) 2022/2560:

3.1.1. Nennen Sie die Unternehmen oder Personen, die letztlich die alleinige oder gemeinsame unmittelbare oder
mittelbare Kontrolle iiber den bzw. die Anmelder ausiiben, und beschreiben Sie die Eigentumsstruktur und die
Ausgestaltung der Kontrolle bei den an dem Zusammenschluss Beteiligten vor Vollzug des Zusammenschlusses.

3.1.2. Erldutern Sie, in welcher Form der geplante Zusammenschluss erfolgt:

i) Fusion im Sinne des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2022/2560,

ii) Erwerb der alleinigen oder gemeinsamen Kontrolle im Sinne des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU) 2022/2560 oder

iiiy Grindung eines Gemeinschaftsunternehmens im Sinne des Artikels 20 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2022/2560.

3.1.3. Erldutern Sie, wie der Zusammenschluss vollzogen werden soll (zum Beispiel durch Abschluss eines Vertrags,
Unterbreitung eines 6ffentlichen Ubernahmeangebots usw.).

3.1.4. Erldutern Sie unter Bezugnahme auf Artikel 21 der Verordnung (EU) 2022/2560, welche der folgenden Schritte bis
zum Zeitpunkt der Anmeldung unternommen worden sind:

i) Eswurde ein Vertrag geschlossen,
ii) es wurde eine die Kontrolle begriindende Beteiligung erworben,
iii) es wurde ein 6ffentliches Ubernahmeangebot unterbreitet bzw. angekiindigt oder

iv) der bzw. die Anmelder und die Verkdufer (je nach Sachverhalt) haben der Kommission gegeniiber glaubhaft
gemacht, dass sie gewillt sind, einen Vertrag zu schliefSen.

3.1.5. Geben Sie die geplanten Termine fiir die wichtigsten Schritte bis zum Vollzug des Zusammenschlusses an.

3.1.6. Erldutern Sie die Eigentumsstruktur und die Ausgestaltung der Kontrolle beim Ubernahmeziel oder bei dem aus dem
Zusammenschluss hervorgehenden Unternehmen.
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3.2. Beschreiben Sie die wirtschaftlichen Griinde fiir den Zusammenschluss.

3.3.  Beziffern Sie den Wert der Transaktion (Kaufpreis oder, je nach Fall, Wert aller betroffenen Vermogenswerte). Geben

Sie an, ob die Zahlung in Form von Eigenkapital, Barmitteln oder sonstigen Vermogenswerten erfolgt. Geben Sie
dariiber hinaus den Unternehmenswert des Ubernahmeziels an und erliutern Sie, wie dieser Unternehmenswert
berechnet wurde (%).

3.4, Nennen Sie alle Finanzierungsquellen (Fremdkapital, Eigenkapital, Barmittel, Vermdgenswerte usw.), die zur

3.5.

3.5

Finanzierung der Transaktion genutzt werden.

Falls der Erwerb ganz oder teilweise durch Fremdkapital finanziert wird:
.1. Geben Sie fiir jedes Fremdkapitalinstrument bitte an, von wem das Fremdkapital zur Verfiigung gestellt wird.

.2. Geben Sie alle Garantien und Sicherheiten an, die fur die einzelnen Fremdkapitalinstrumente gewahrt wurden.

3.6. Falls der Erwerb ganz oder teilweise durch Eigenkapital finanziert wird:

3.6.1. Geben Sie die Identitdt der Unternehmen an, die die Anteile zeichnen/erwerben.

3.6.2. Geben Sie die etwaigen Bedingungen an, die fiir die Eigenkapitalfinanzierung gelten.

3.7.

3.8.

4.1.

4.1
4.1

Geben Sie an, ob der bzw. die Anmelder in den vergangenen drei Jahren Kontrollerwerbe getitigt haben, die nach der
Verordnung (EU) 2022/2560 oder der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates () iiber die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschliissen bei der Europdischen Kommission angemeldet wurden.

Ubermitteln Sie bitte eine Liste der in den vergangenen drei Jahren von dem Anmelder bzw. von den Anmeldern
getitigten Kontrollerwerbe, die nach den Fusionskontrollvorschriften bei einer nationalen Wettbewerbsbehérde in
der Union angemeldet wurden.

ABSCHNITT 4

Schwellenwerte fiir die Anmeldung

Nennen Sie bitte, wie nachfolgend angegeben, fiir jedes der in Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung
(EU) 2022/2560 genannten Unternehmen den Umsatz in der Union im vorausgegangenen Geschiftsjahr (%): ()

.1. bei einer Fusion: fiir jedes der fusionierenden Unternehmen,

.2. bei einem Kontrollerwerb: fiir das Ubernahmeziel, was bei Erwerb der gemeinsamen Kontrolle das Gemeinschafts-
unternehmen einschlief3t.

Die Umsatzdaten sind unter Verwendung der Mustertabelle der Kommission zu iibermitteln, die auf der Website der
GD Wettbewerb verfiigbar ist.

Diese Umsatzdaten sollten im Einklang mit Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 berechnet werden.
Wird der Zusammenschluss durch den Erwerb von Teilen eines oder mehrerer Unternehmen bewirkt, so ist
unabhingig davon, ob diese Teile eigene Rechtspersonlichkeit besitzen, nach Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 20222560 vom Umsatz des Verkiufers nur der Umsatz zu beriicksichtigen, der auf die Teile entfillt, die
Gegenstand des Zusammenschlusses sind.

Fiir die Zwecke dieses Formulars FS-CO entspricht der Unternehmenswert dem Gesamtwert des Unternehmens; in seine Berechnung
sollten die Marktkapitalisierung des Ubernahmeziels, aber auch in der Bilanz des Ubernahmeziels aufgefiihrte kurz- und langfristige
Verbindlichkeiten sowie Barmittel und Barmitteln gleichgestellte Mittel einflieen.

Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 iiber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschliissen
(,EG-Fusionskontrollverordnung®) (AB. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).

Zur Umsatzberechnung siehe Artikel 22 der Verordnung (EU) 2022/2560.

Nach Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EU) 20222560 muss mindestens eines der fusionierenden Unternehmen, das
erworbene Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen ,in der Union niedergelassen” sein. ,In der Union niedergelassen® ist
im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu verstehen und umfasst auch die Griindung einer Tochtergesellschaft in der
Union sowie einer stindigen Niederlassung in der Union (siche die Urteile in den Rechtssachen C-230/14 Weltimmo, Rn. 29, 30,
C-39/13, C-40/13 und C-41/13 SCA Group Holding u. a., Rn. 24, 25, 26, 27 sowie C-196/87 Steymann, Rn. 16).
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4.2. Haben die in Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 20222560 genannten Unternehmen in den
drei Jahren vor Vertragsabschluss (%), Veroffentlichung des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle
begriindenden Beteiligung von Drittstaaten finanzielle Zuwendungen in Hohe von insgesamt mehr als 50 Mio.

EUR erhalten?
O Ja O Nein
ABSCHNITT 5
Drittstaatliche finanzielle Zuwendungen
5.1. Bitte geben Sie fiir jeden der Anmelder sowie fiir das Ubernahmeziel an, ob ihm in den drei Jahren vor

Vertragsabschluss, Veroffentlichung des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden
Beteiligung eine drittstaatliche finanzielle Zuwendung in Hohe von mindestens 1 Mio. EUR individuell gewahrt
wurde, die in eine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen
konnte:

5.1.1.  Damit festgestellt werden kann, ob eine drittstaatliche finanzielle Zuwendung einem im Sinne des Artikels 5
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2022/2560 notleidenden Unternehmen gewéhrt wurde, geben Sie
bitte an, welche der nachstehenden Voraussetzungen in den drei Jahren vor Vertragsabschluss, Veroffentlichung
des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden Beteiligung zu einem beliebigen
Zeitpunkt erfiillt waren:

5.1.1.1. Handelt es sich bei dem Unternehmen um eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung, bei der mehr als die Halfte
des gezeichneten Stammkapitals infolge aufgelaufener Verluste verloren gegangen ist?

Anmelder O Ja O  Nein

Ubernahmeziel O Ja O  Nein

5.1.1.2. Handelt es sich um ein Unternehmen, bei dem zumindest einige Gesellschafter unbeschrinkt fiir die Schulden
des Unternehmens haften und bei dem mehr als die Hilfte der in den Geschiftsbiichern ausgewiesenen
Eigenmittel infolge aufgelaufener Verluste verloren gegangen ist?

Anmelder O Ja O  Nein

Ubernahmeziel O Ja O  Nein

5.1.1.3. st das Unternehmen Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfiillt es die im innerstaatlichen Recht
vorgesehenen Voraussetzungen fiir die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Glaubiger?

Anmelder O Ja O  Nein

Ubernahmeziel O Ja O  Nein

5.1.1.4.  Falls es sich bei dem betreffenden Unternehmen nicht um ein KMU handelt (°):

5.1.1.4.1. Lag der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens in den vergangenen beiden Jahren iiber 7,5?
Und

() Eine drittstaatliche finanzielle Zuwendung gilt ab dem Zeitpunkt als gewahrt, ab dem der Begiinstigte einen Anspruch auf Erhalt der
drittstaatlichen finanziellen Zuwendung erhilt. Die tatsichliche Auszahlung der drittstaatlichen finanziellen Zuwendung ist keine
notwendige Voraussetzung dafiir, dass eine drittstaatliche finanzielle Zuwendung in den Anwendungsbereich der Verordnung
(EU) 2022/2560 fllt.

() Zur Bestimmung des Begriffs der kleinen und mittleren Unternehmen bzw. KMU siehe Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL. L 187 vom 26.6.2014, S. 1).
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5.1.1.4.2. lag bei dem Unternehmen das Verhaltnis des EBITDA (') zu den Zinsaufwendungen in den vergangenen beiden
Jahren unter 1,0?

Anmelder O Ja O  Nein

Ubernahmeziel O Ja O  Nein

5.1.1.5. Wenn Sie eine oder mehrere der Fragen unter 5.1.1.1 bis 5.1.1.4 fir einen oder mehrere an dem
Zusammenschluss Beteiligte mit ,Ja“ beantwortet haben, geben Sie bitte an, ob das jeweilige Unternechmen
wihrend des Zeitraums, in dem es notleidend war, drittstaatliche finanzielle Zuwendungen erhalten hat, die
dazu Dbeigetragen haben konnten, seine langfristige Rentabilitit wieder herzustellen (einschlieflich
voriibergehender Liquiditdtshilfen zur Unterstiitzung dieser Wiederherstellung der Rentabilitit) oder den
jeweiligen Beteiligten wihrend der kurzen Zeit iber Wasser zu halten, die fiir die Erstellung eines Umstruktu-
rierungs- oder Abwicklungsplans benétigt wurde.

Anmelder O Ja O  Nein

Ubernahmeziel O Ja O  Nein

5.1.1.6.  Wenn Sie eine oder mehrere Fragen unter 5.1.1.1 bis 5.1.1.4 fiir einen oder mehrere an dem Zusammenschluss
Beteiligte mit ,Ja“ beantwortet haben, geben Sie bitte an, ob es einen Umstrukturierungsplan gibt, der geeignet
ist, die langfristige Rentabilitit des jeweiligen Beteiligten wieder herzustellen, und ob dieser Umstrukturie-
rungsplan einen erheblichen Eigenbeitrag des Anmelders, des Ubernahmeziels oder eines anderen an dem
Zusammenschluss Beteiligten vorsieht; bitte beschreiben Sie den Plan genau.

5.1.1.7.  Wenn Sie eine oder mehrere der Fragen unter 5.1.1.1 bis 5.1.1.4 mit ,Ja“ beantwortet haben, begriinden Sie Thre
Antwort bitte und nehmen Sie in Thre Antwort Verweise auf die sachdienlichen Unterlagen auf, die in Anhdngen
vorgelegt werden (dabei kann es sich u. a. handeln um die jiingste Gewinn- und Verlustrechnung des Anmelders
oder des Ubernahmeziels mit Bilanzen, um Gerichtsentscheidungen zur Eréffnung eines Insolvenzverfahrens
tiber das Unternehmen oder um Unterlagen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen fiir die Eroffnung eines
Insolvenzverfahrens auf Antrag der Gliubiger nach dem nationalen Gesellschaftsrecht erfiillt sind).

5.1.2.  drittstaatliche finanzielle Zuwendung in Form einer unbegrenzten Garantie fiir Schulden oder Verbindlichkeiten
des Unternehmens, d. h. einer Garantie, deren Hohe oder Laufzeit nicht begrenzt ist (Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b)

Anmelder O Ja O  Nein
Ubernahmeziel O Ja O  Nein
5.1.3.  Ausfuhrfinanzierungsmanahme, die nicht im Einklang mit dem OECD-Ubereinkommen iiber offentlich

unterstiitzte Exportkredite steht (Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c)

Anmelder O Ja O  Nein
Ubernahmeziel O Ja O  Nein
5.1.4. drittstaatliche finanzielle Zuwendung, die einen Zusammenschluss unmittelbar erleichtert (Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe d)
Anmelder O Ja O  Nein
Ubernahmeziel O Ja O  Nein

(") ,Earnings before interest, taxes, depreciation and amortisation®, d. h. Ertrdge vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen.
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5.2.  Machen Sie bitte zu jeder mindestens 1 Mio. EUR betragenden drittstaatlichen finanziellen Zuwendung, die einem
der an dem Zusammenschluss Beteiligten in den drei Jahren vor Vertragsabschluss, Veroffentlichung des
Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden Beteiligung individuell gewihrt wurde und die
in eine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen kénnte,
folgende Angaben und fiigen Sie entsprechende sachdienliche Unterlagen bei:

5.2.1. Form der finanziellen Zuwendung (z. B. Darlehen, Steuerbefreiung, Kapitalzufiihrung, Steueranreiz, Sachleistungen
usw.).

5.2.2. Drittstaat, der die finanzielle Zuwendung gewihrt. Bitte nennen Sie auch die gewihrende Behorde oder Einrichtung.
5.2.3. Hohe der einzelnen finanziellen Zuwendungen.

5.2.4. Zweck und wirtschaftliche Griinde fiir die Gewahrung der finanziellen Zuwendung an den Beteiligten

5.2.5. Wurden an die finanzielle Zuwendung und ihre Verwendung Bedingungen gekniipft?

5.2.6. Bitte machen Sie nidhere Angaben zu den Hauptelementen und -merkmalen dieser finanziellen Zuwendungen (z. B.
im Falle eines Darlehens zu den Zinssitzen und Laufzeiten).

5.2.7. Bitte erldutern Sie, ob die finanzielle Zuwendung dem Unternehmen, dem sie gewihrt wurde, oder einem anderen
an dem Zusammenschluss Beteiligten einen Vorteil im Sinne des Artikels 3 der Verordnung (EU) 2022/2560
verschafft (). Bitte erldutern Sie unter Heranziehung der in Abschnitt 8 vorgelegten sachdienlichen Unterlagen,
warum dies der Fall ist.

5.2.8. Bitte erldutern Sie, ob die finanzielle Zuwendung rechtlich oder faktisch im Sinne des Artikels 3 der Verordnung
(EU) 20222560 auf bestimmte Unternehmen oder Wirtschaftszweige beschrinkt ist (*?). Bitte erldutern Sie unter
Heranziehung der in Abschnitt 8 vorgelegten sachdienlichen Unterlagen, warum dies der Fall ist.

5.3.  Bitte geben Sie anhand des Musters und der Hinweise in Tabelle 1 einen Uberblick iiber die dem bzw. den Anmeldern
in den drei Jahren vor Vertragsabschluss, Ankiindigung des dffentlichen Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die
Kontrolle begriindenden Beteiligung gewahrten drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die mindestens 1 Mio.
EUR betragen und in keine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis e der Verordnung (EU) 2022/2560
fallen.

ABSCHNITT 6

Auswirkungen der drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen im Rahmen des Zusammenschlusses auf den
Binnenmarkt

6.1.  Erfolgt der Zusammenschluss im Rahmen eines strukturierten Bieterverfahrens? Wenn ja:
6.1.1. Ubermitteln Sie bitte eine ausfithrliche Beschreibung des Bieterverfahrens.

6.1.2. Ubermitteln Sie bitte eine Beschreibung des Profils jedes der anderen Kandidaten, von denen Sie Kenntnis haben
(z. B. ob es sich um Private-Equity-Gesellschaften oder Industrieunternehmen handelt).

6.2. Bitte erldutern Sie die verschiedenen Geschiftsbereiche oder -titigkeiten des Ubernahmeziels unter Beschreibung der
Kategorien von Produkten und/oder Dienstleistungen, die je Geschiftsbereich bzw. -titigkeit angeboten werden, und
fiigen Sie hinzu, an welche Kunden sich das Angebot jeweils richtet. Erldutern Sie bitte, ob der bzw. die Anmelder
dieselbe oder eine verbundene Geschiftstitigkeit ausiiben oder im selben oder einem verbundenen Geschiftsbereich
tatig sind, und beschreiben Sie diese Geschiftstatigkeit bzw. diesen Geschiftsbereich.

6.3.  Geben Sie fiir alle unter Abschnitt 6.2 beschriebenen Geschiftsbereiche oder -titigkeiten fiir das Ubernahmeziel und
den bzw. die Anmelder bitte Folgendes an:

(") Eine finanzielle Zuwendung sollte als Vorteil fiir ein Unternehmen angesehen werden, wenn dieser Vorteil unter normalen
Marktbedingungen nicht hitte erlangt werden konnen. Nahere Angaben dariiber, wie das Vorliegen eines Vorteils zu beurteilen ist,
enthdlt Erwdgungsgrund 13 der Verordnung (EU) 2022/2560.

(") Der Vorteil sollte einem oder mehreren Unternehmen oder Wirtschaftszweigen verschafft werden. Die Spezifizitit einer
drittstaatlichen Subvention kann rechtlich oder faktisch festgestellt werden.
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6.4.

6.5.

6.6.

6.7.

6.8.

7.1.

. den weltweit und in der Union mit diesem Geschaftsbereich oder dieser Geschiftstatigkeit erzielten Umsatz,

. den prozentualen Anteil, den der Umsatz in der Union am Gesamtumsatz des Unternehmens in diesem

Geschiftsbereich oder mit dieser Geschiftstatigkeit ausmacht

Fiir jede der finanziellen Zuwendungen, fiir die oben nach Abschnitt 5.2 zusitzliche Angaben gemacht wurden, ist
zu erldutern, ob und inwiefern die finanzielle Zuwendung die Wettbewerbsstellung der an dem Zusammenschluss
Beteiligten im Binnenmarkt verbessern konnte. Bitte beziehen Sie sich in diesem Abschnitt auf die Art, die Hohe
und die Verwendung bzw. den Zweck der finanziellen Zuwendung.

Geben Sie bitte an, ob der Zusammenschluss in der Union zu Anmeldungen im Bereich der Fusionskontrolle gefiihrt
hat (auf Ebene der Union oder auf nationaler Ebene), und falls ja, welchen Stand jedes dieser Verfahren zum
Zeitpunkt der vorliegenden Anmeldung erreicht hat.

Bitte geben Sie an, ob der Zusammenschluss in der Union zu anderen aufsichtlichen Meldungen gefiihrt hat (z. B. im
Rahmen der Uberpriifung ausldndischer Direktinvestitionen auf nationaler Ebene), und falls ja, welchen Stand jedes
dieser Verfahren zum Zeitpunkt der vorliegenden Anmeldung erreicht hat.

Kontaktdaten
Geben Sie die Kontaktdaten der fiinf gréRten Wettbewerber des Ubernahmeziels, die in der Union tétig sind, an.

Falls der Zusammenschluss in der Union zu Anmeldungen im Bereich der Fusionskontrolle gefuhrt hat (auf
nationaler Ebene oder auf Unionsebene), geben Sie alle Kontaktdaten der Wettbewerber an, die im Rahmen dieser
Anmeldung(en) angegeben wurden.

ABSCHNITT 7

Etwaige positive Auswirkungen

Nennen und belegen Sie bitte ggf. etwaige positive Auswirkungen auf die Entwicklung der jeweils subventionierten
wirtschaftlichen Tatigkeit auf dem Binnenmarkt. Bitte nennen und belegen Sie ferner jegliche anderen positiven
Auswirkungen der drittstaatlichen Subvention, wie etwa umfassendere positive Auswirkungen in Bezug auf die
einschligigen politischen Ziele, insbesondere diejenigen der Union, und geben Sie an, wann und wo diese
Auswirkungen auftreten oder erwartet werden. Bitte iibermitteln Sie eine Beschreibung jeder positiven Auswirkung.

ABSCHNITT 8

Sachdienliche Unterlagen

Bitte iibermitteln Sie fiir jeden an dem Zusammenschluss Beteiligten Folgendes:

8.1.

8.2.

Kopien aller sachdienlichen Unterlagen zu den finanziellen Zuwendungen nach Abschnitt 5.1, die in eine der
Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen kénnten.

Kopien der nachstehenden Unterlagen, die von Mitgliedern oder fiir Mitglieder der Leitungs- und Aufsichtsorgane
erstellt wurden oder bei ihnen eingegangen sind:

a) Analysen, Berichte, Studien, Erhebungen, Prisentationen und vergleichbare Unterlagen zu Zweck, Verwendung
und wirtschaftlichen Griinden der drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die in eine der Kategorien nach
Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen konnten. Bitte éibermitteln Sie
auch Kopien solcher Unterlagen, die von der oder fiir die die drittstaatliche finanzielle Zuwendung gewdhrende
Stelle erstellt wurden oder bei ihr eingegangen sind, sofern Sie dariiber verfiigen oder sofern sie offentlich
zuganglich sind.

b) Analysen, Berichte, Studien, Erhebungen, Prisentationen und vergleichbare Unterlagen zur Beurteilung oder
Analyse des Zusammenschlusses mit Blick auf die Beweggriinde (einschlieflich Unterlagen, in denen die
Transaktion unter dem Gesichtspunkt moglicher alternativer Ubernahmen erértert wird).
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8.3.

c) Falls externe Berater den Anmelder bei einer Due-Diligence-Priifung des Zielunternehmens fiir die Zwecke des
Zusammenschlusses unterstiitzt haben, tibermitteln Sie bitte von den Beratern als Teil dieser Due-Diligence-
Priifung erstellte Zusammenfassungen, Schlussfolgerungen oder Berichte sowie alle Unterlagen, in denen der
Transaktionswert beurteilt oder erortert wird.

Sofern vorhanden die Internetadresse, unter der die jiingsten Jahresabschliisse oder Geschiftsberichte der an dem
Zusammenschluss Beteiligten abgerufen werden konnen, oder, falls eine solche Internetadresse nicht besteht,
Kopien der jiingsten Jahresabschliisse und Geschiftsberichte der an dem Zusammenschluss Beteiligten

L 17729

ABSCHNITT 9

Bestitigung

Die Anmeldung muss mit der folgenden Bestitigung abschlieen, die von allen Anmeldern oder im Namen aller Anmelder

zu unterzeichnen ist:

,Der bzw. die Anmelder bestitigen nach bestem Wissen und Gewissen, dass die Angaben in dieser Anmeldung in gutem Glauben
gemacht wurden und wahr, richtig und vollstandig sind, dass originalgetreue, vollstindige Kopien der im Formular FS-CO verlangten
Unterlagen beigefiigt wurden, dass alle Schitzungen als solche kenntlich gemacht und maglichst genau anhand der zugrunde liegenden

Tatsachen vorgenommen wurden und dass alle geciufSerten Ansichten ihrer aufrichtigen Uberzeugung entsprechen.

Die Bestimmungen des Artikels 26 der Verordnung (EU) 2022/2560 zu Geldbuflen und Zwangsgeldern sind ihnen bekannt.”

Datum:
[Unterzeichner 1] [Unterzeichner 2, falls zutreffend]
Name: Name:
Organisation: Organisation:
Position: Position:
Anschrift: Anschrift:
Telefonnummer: Telefonnummer:
E-Mail: E-Mail:
[.elektronische Signatur“/Unterschrift] [elektronische Signatur®/Unterschrift]

Tabelle 1

Hinweise fiir Angaben zu drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die in keine der Kategorien nach Artikel 5

Absatz 1 Buchstaben a bis e fallen (Abschnitt 5.3)

Bitte geben Sie anhand des nachstehenden Musters und der nachstehenden Hinweise einen Uberblick iiber die dem
bzw. den Anmeldern von jedem Drittstaat in den drei Jahren vor Vertragsabschluss, Ankiindigung des o6ffentlichen
Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden Beteiligung gewidhrten drittstaatlichen
finanziellen Zuwendungen, die mindestens 1 Mio. EUR betragen und in keine der Kategorien nach Artikel 5
Absatz 1 Buchstaben a bis e der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen.

In der Tabelle zu machende Angaben

Fassen Sie die verschiedenen finanziellen Zuwendungen nach Drittstaat und nach Art zusammen, z. B.
Direktzuschuss, Darlehen/Finanzierungsinstrument/riickzahlbarer Vorschuss, Steuervorteil, Garantie, Risikokapitalin-
strument, Eigenkapitalmafnahme, Schuldenerlass, Zuwendungen fiir die nichtwirtschaftlichen Tatigkeiten eines
Unternehmens (siche Erwdgungsgrund 16 der Verordnung (EU) 2022/2560).

Bitte tragen Sie nur die Drittstaaten ein, die in den drei Jahren vor Vertragsabschluss, Ankiindigung des &ffentlichen
Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden Beteiligung finanzielle Zuwendungen in einer
Gesamthohe von mindestens 45 Mio. EUR gewihrt haben (Berechnung im Einklang mit Randnummer 5).
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4. Bitte beschreiben Sie fiir jede Art von finanzieller Zuwendung kurz den Zweck und die gewahrenden Stellen.

5. Quantifizieren Sie den geschitzten Gesamtbetrag der von jedem einzelnen Drittstaat in den drei Jahren vor
Vertragsabschluss, Ankiindigung des offentlichen Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle
begriindenden Beteiligung gewihrten finanziellen Zuwendungen durch Verwendung von Spannen, wie in den
Anmerkungen zu nachstehender Tabelle angegeben. Zur Berechnung dieses Betrags beachten Sie bitte Folgendes:

a) Beriicksichtigen Sie drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die in die Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2022/2560 fallen und zu denen in den Abschnitten 5.1 und 5.2 Angaben gemacht wurden.

b) Nicht zu beriicksichtigen sind drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die nach den Randnummern 6 und 7
unten ausgenommen sind.

B.  Ausnahmen

6. Folgende drittstaatliche finanzielle Zuwendungen miissen nicht in die Tabelle eingetragen werden:

a) Stundungen von Steuern oder Sozialversicherungsbeitrigen, Steueramnestien, befristete Steuerbefreiungen sowie
allgemein angewendete normale Abschreibungs- und Verlustvortragsregelungen. Sind solche Mafinahmen
allerdings beschrinkt, z. B. auf bestimmte Wirtschaftszweige, Regionen oder (Arten von) Unternchmen, dann
miissen sie eingetragen werden.

b) Anwendung von Steuerermifligungen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung im Einklang mit bilateralen oder
multilateralen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie unilaterale SteuerermifSigungen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung nach nationalen Steuervorschriften, soweit sie derselben Logik folgen und
dieselben Voraussetzungen vorsehen wie bilaterale oder multilaterale Abkommen

¢) Bereitstellung/Erwerb von Waren/Dienstleistungen (ausgenommen Finanzdienstleistungen) zu Marktbedingungen
im Rahmen der normalen Geschiftstitigkeit, z. B. Bereitstellung/Erwerb von Waren oder Dienstleistungen nach
einem wettbewerbsorientierten, transparenten und diskriminierungsfreien Vergabeverfahren

d) Drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, deren jeweiliger Betrag geringer ist als 1 Mio. EUR.

7. Im Falle des Kontrollerwerbs oder der Griindung von Gemeinschaftsunternehmen durch einen Investmentfonds oder
eine von oder iiber einen Investmentfonds kontrollierte juristische Person miissen Sie drittstaatliche finanzielle
Zuwendungen, die anderen Investmentfonds gewihrt werden, die zwar von derselben Investmentgesellschaft
verwaltet werden, aber gemessen am Gewinnbeteiligungsanspruch mehrheitlich andere Anleger haben (oder die
Portfoliounternehmen gewéhrt werden, die von diesen anderen Fonds kontrolliert werden), nicht eintragen, sofern
Sie aufzeigen konnen, dass die nachstehenden Voraussetzungen kumulativ erfallt sind:

a) Der Fonds, der die erwerbende Einheit kontrolliert, muss in Bezug auf aufsichtliche, organisatorische und
verhaltensbezogene ~ Vorschriften,  einschlieflich ~ Anforderungen zum  Anlegerschutz, unter die
Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates iber die Verwalter alternativer
Investmentfonds (%) oder gleichwertige drittstaatliche Rechtsvorschriften fallen, und

b) es darf keine oder nur begrenzte wirtschaftliche und kommerzielle Transaktionen zwischen dem Fonds, der die
erwerbende Einheit kontrolliert, und anderen Investmentfonds (und den von diesen Fonds kontrollierten
Unternehmen), die von derselben Investmentgesellschaft verwaltet werden, geben. Diesbeziiglich miissen Sie der
Kommission Belege fiir jegliche solchen wirtschaftlichen und kommerziellen Transaktionen, die in den drei Jahren
vor Vertragsabschluss, Ankiindigung des offentlichen Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle
begriindenden Beteiligung stattgefunden haben konnen, vorlegen. Bei wirtschaftlichen und kommerziellen
Transaktionen kann es sich u. a. handeln um den Verkauf von Vermdgenswerten, einschlieflich Unternehmens-
anteilen, Darlehen, Kreditlinien oder Garantien.

(") Richtlinie 2011/61/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 iiber die Verwalter alternativer Investmentfonds
und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU)
Nr. 1095/2010 (ABL.L 174 vom 1.7.2011, S. 1).
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Anmelder X

Art der finanziellen Kurzbeschreibung des Zwecks der finanziellen Zuwendung und der

Drittstaat Zuwendung (*) gewahrenden Stelle (**)

Staat A Art1

Art 2

Art 3

Art 4

Geschitzte von A gewdhrte finanzielle Zuwendungen insgesamt: [...] EUR (***)

Staat B Art 1

Art 2

Art 3

Art 4

Geschitzte von B gewihrte finanzielle Zuwendungen insgesamt: [...] EUR (**¥)

Staat C

Anmerkung: Bitte {ibermitteln Sie fiir jeden Anmelder eine separate Tabelle. Drittstaaten und, sofern moglich, auch die Arten von
Zuwendungen sollten in Bezug auf die Reihenfolge so angeordnet werden, dass erst der hochste, dann der zweithochste
usw. Betrag eingetragen wird.

*) Fassen Sie die finanziellen Zuwendungen nach ihrer jeweiligen Art zusammen: z. B. Direktzuschuss, Darlehen/Finanzierungsin-
strument/riickzahlbarer Vorschuss, Steuervorteil, Garantie, Risikokapitalinstrument, Eigenkapitalmaffnahme, Schuldenerlass,
Zuwendungen fir die nichtwirtschaftlichen Tatigkeiten eines Unternchmens (siche Erwdgungsgrund 16 der Verordnung (EU)
2022/2560).

(**)  Allgemeine Beschreibung des Zwecks der finanziellen Zuwendungen, die unter den einzelnen Arten zusammengefasst werden, und
der gewihrenden Stelle(n). Beispiele: ,Steuerbefreiung fiir die Herstellung des Produkts A sowie FuE-Tatigkeiten®, ,mehrere Darlehen einer
staatseigenen Bank fiir Zweck X*, ,mehrere FinanzierungsmafSnahmen mit staatlichen Investitionsstellen zur Deckung von Betriebskosten/fiir
FuE-Tatigkeiten”, ,Kapitalzufithrung aus offentlichen Mitteln fiir Unternehmen X*.

(**) Bitte verwenden Sie folgende Spannen: ,45-100 Mio. EUR®, ,> 100-500 Mio. EUR®, ,,> 500-1 000 Mio. EUR*, ,mehr als 1 000 Mio.
EUR".

C.  Weiterer Hinweis

8. Welche drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen fir die Beurteilung im Rahmen des jeweiligen Zusammenschlusses
relevant sind, kann von verschiedenen Faktoren abhingen, wie z. B. von den betroffenen Wirtschaftszweigen oder
Titigkeiten, der Art der finanziellen Zuwendungen oder anderen Umstinden des Einzelfalls. Die Kommission kann je
nach den vorliegenden Umstinden im Wege eines Auskunftsverlangens zusitzliche Informationen anfordern, wenn
ihr dies fiir die Priifung erforderlich scheint.
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ANHANG II

Formular FS-PP fiir die Meldung finanzieller Zuwendungen im Rahmen 6ffentlicher
Vergabeverfahren gemifd der Verordnung (EU) 2022/2560
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EINFUHRUNG

1. Zweck des Formulars FS-PP

(1) In diesem Formular FS-PP ist aufgefihrt, welche Informationen der bzw. die Anmelder bei der Meldung oder
Erklarung drittstaatlicher finanzieller Zuwendungen im Rahmen eines unter das System der Union zur Kontrolle
drittstaatlicher Subventionen fallenden 6ffentlichen Vergabeverfahrens bei der Kommission vorlegen miissen. Das
Kontrollsystem der Union fur drittstaatliche Subventionen ist in der Verordnung (EU) 2022/2560 des Europaischen
Parlaments und des Rates (') und in der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1441 der Kommission zur Festlegung
detaillierter Vorschriften fir die Durchfithrung von Verfahren durch die Kommission nach der Verordnung
(EU) 2022/2560 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche
Subventionen (im Folgenden ,Durchfithrungsverordnung®) () verankert, der dieses Formular FS-PP beigefiigt ist.

2. Begriffsbestimmungen und Hinweise fiir die Zwecke des Formulars FS-PP

(2) Fur die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ,Anmelder” sind im Einklang mit Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2022/2560 alle Wirtschaftsteilnehmer,
Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern, Hauptunterauftragnehmer und Hauptlieferanten, fur die die Meldepflicht
nach Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 gilt.

() ABLL 330vom 23.12.2022,S. 1.
() ABLL177vom 12.7.2023,S. 1.
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b) ,Hauptauftragnehmer im Sinne der Richtlinien 2014/24/EU (*) und 2014/25/EU (%) des Europaischen Parlaments
und des Rates oder ,Konzessionsnehmer” im Sinne der Richtlinie 2014/23/EU des Europdischen Parlaments und
des Rates () ist der Wirtschaftsteilnehmer, der sicherstellt, dass die Meldung oder Erklirung im Namen aller
Anmelder eingereicht wird.

(3)  Sofern nichts anderes bestimmt ist, umfasst der Begriff ,Anmelder” alle wirtschaftlich unselbststdndigen Tochtergesell-
schaften des Anmelders und alle Beteiligungsgesellschaften des Anmelders im Sinne des Artikels 28 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/2560.

(4) Verlangte Finanzdaten sind in Euro zum durchschnittlichen Wechselkurs in den betreffenden Jahren oder sonstigen
Zeitraumen anzugeben.

3. Art der im Formular FS-PP verlangten Angaben

(5) Hat mindestens einer der Anmelder eine meldepflichtige drittstaatliche finanzielle Zuwendung nach Artikel 28
Absitze 1 und 2 sowie Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 erhalten, so reicht der bzw. reichen die
Anmelder ausschlieflich eine Meldung ein. Diese Meldung ist auf einem einzigen Formular einzureichen und muss
auf den unten niher dargelegten Elementen beruhen.

(6) Hat hingegen keiner der Anmelder eine meldepflichtige drittstaatliche finanzielle Zuwendung nach Artikel 28
Absitze 1 und 2 sowie Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) 20222560 erhalten, so reicht der bzw. reichen die
Anmelder ausschlieflich eine Erklirung ein. Diese Erklarung ist auf einem einzigen Formular einzureichen und muss
auf den unten niher dargelegten Elementen beruhen.

(7) Die Kommission kann aufgrund der jeweiligen Umstidnde des Einzelfalls ausfithrlichere Informationen tiber die Arten
von finanziellen Zuwendungen, die in der Antwort auf die Fragen des Abschnitts 3 genannt bzw. in Tabelle 1
aufgefithrt werden, oder iiber andere drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die der bzw. die Anmelder erhalten
haben, anfordern. In jedem Fall sind alle drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die dem bzw. den Anmeldern in
den drei Jahren vor der Meldung gewidhrt wurden, zu beriicksichtigen, wenn ermittelt wird, ob der Schwellenwert
nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/2560 erreicht ist, unabhingig davon, ob in
Abschnitt 3 Angaben zu diesen Zuwendungen gemacht werden miissen.

(8) Im Formular FS-PP sind folgende Angaben zu machen:
a) MELDUNGEN DRITTSTAATLICHER FINANZIELLER ZUWENDUNGEN

i) Bei der Meldung einer drittstaatlichen finanziellen Zuwendung nach Kapitel 4 der Verordnung
(EU) 2022/2560 miissen in der Regel alle Abschnitte mit ihren jeweiligen Feldern ausgefiillt werden, mit
Ausnahme von Abschnitt 7 (Erkldrung).

ii)  Abschnitt 1 muss eine Kurzbeschreibung des offentlichen Vergabeverfahrens enthalten.
i)  Abschnitt 2 muss Angaben zu dem bzw. den Anmeldern enthalten.

iv)  Abschnitt 3 muss genaue Angaben zu der bzw. den drittstaatliche(n) finanzielle(n) Zuwendung(en) enthalten.
Insbesondere sind gemifs Abschnitt 3 genaue Angaben zu jeder mindestens 1 Mio. EUR betragenden
drittstaatlichen finanziellen Zuwendung zu machen, die den Anmeldern in den drei Jahren vor der Meldung
gewdhrt wurde und die in eine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ sowie e der Verordnung
(EU) 2022/2560 fallen konnte. In Bezug auf andere drittstaatliche finanzielle Zuwendungen muss der bzw.
miissen die Anmelder im Formular FS-PP gemif den Hinweisen in Tabelle 1 einen Uberblick geben iiber die
verschiedenen Arten von finanziellen Zuwendungen, die ihm bzw. thnen gewahrt wurden.

() Richtlinie 2014/24/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die 6ffentliche Auftragsvergabe und
zur Authebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABL L 94 vom 28.3.2014, S. 65).

() Richtlinie 2014/25/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die Vergabe von Auftrigen durch
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Authebung der
Richtlinie 2004/17/EG (ABL L 94 vom 28.3.2014, S. 243)

() Richtlinie 2014/23/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die Konzessionsvergabe (ABL. L 94
vom 28.3.2014, S. 1).
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v)  In Abschnitt 4 kann erldutert werden, warum das Angebot nicht ungerechtfertigt giinstig ist.

vi) In Abschnitt 5 konnen gegebenenfalls alle etwaigen positiven Auswirkungen der Subventionen auf die
Entwicklung der betreffenden subventionierten wirtschaftlichen Tatigkeit sowie andere positive
Auswirkungen in Bezug auf die einschldgigen politischen Ziele aufgefithrt und naher erldutert werden.

vii) In Abschnitt 6 sind alle sachdienlichen Unterlagen aufzufithren.

viii) Abschnitt 8 muss eine unterschriebene Bestitigung dafiir enthalten, dass die gemachten Angaben wahr,
richtig und vollstindig sind und dem bzw. den Anmeldern die Bestimmungen iiber Geldbuflen bekannt sind.

b) ERKLARUNG, DASS KEINE MELDEPFLICHTIGEN DRITTSTAATLICHEN FINANZIELLEN ZUWENDUNGEN
VORLIEGEN:

i) Wurden dem bzw. den Anmeldern in den vergangenen drei Jahren keine meldepflichtigen drittstaatlichen
finanziellen Zuwendungen gewihrt, miissen lediglich die Abschnitte 1, 2 und 8 des Formulars FS-PP ausgefiillt
und ferner der einschldgige Abschnitt 7 befolgt werden, wihrend die tibrigen Abschnitte leer bleiben miissen.

ii) Ungeachtet aller im Formular FS-PP verlangten Angaben hat die Kommission die Moglichkeit, in einem
Auskunftsverlangen weitere Informationen anzufordern.

4.  Informationen, die nicht mit zumutbarem Aufwand zuginglich sind

(9) Sind bestimmte in diesem Formular FS-PP verlangte Informationen dem Anmelder bzw. den Anmeldern ganz oder
teilweise nicht mit zumutbarem Aufwand zuginglich, kann der bzw. konnen die Anmelder bei der Kommission
beantragen, von der Pflicht zur Ubermittlung der betreffenden Informationen bzw. von anderen Anforderungen des
Formulars FS-PP beziiglich dieser Informationen befreit zu werden. Der Antrag ist gemafs den Hinweisen unter den
Randnummern 13 bis 15 dieser Einfilhrung zu stellen.

5. Informationen, die fiir die Priifung des Falls durch die Kommission nicht erforderlich sind

(10) Nach Artikel 5 Absatz 5 der Durchfiihrungsverordnung kann die Kommission Anmelder von der Pflicht zur
Ubermittlung bestimmter Informationen in der Meldung — einschlieRlich Unterlagen — oder von anderen
Anforderungen des Formulars FS-PP beziiglich dieser Informationen befreien, wenn sie der Auffassung ist, dass die
Erfullung dieser Pflichten oder Anforderungen fiir die Priifung des Falls nicht erforderlich ist.

(11) Der bzw. die Anmelder konnen bei der Kommission beantragen, von der Pflicht zur Ubermittlung der betreffenden
Informationen oder von anderen Anforderungen des Formulars FS-PP beziiglich dieser Informationen befreit zu
werden. Dieser Antrag ist gemifs den Hinweisen fiir Befreiungsantrdge unter den Randnummern 13 bis 15 der
Einfithrung dieses Formulars FS-PP zu stellen.

6. Vorabkontakte und Befreiungsantrige

(12) Dem Anmelder bzw. den Anmeldern wird geraten, bereits hinreichend lange vor der Meldung mit der Kommission
Kontakt aufzunehmen, vorzugsweise auf der Grundlage eines Entwurfs des ausgefiillten Formulars FS-PP. Die
Kommission bietet Anmeldern diese Moglichkeit der Vorabkontakte zur Vorbereitung der Vorprifung drittstaatlicher
Subventionen im Rahmen einer veréffentlichten offentlichen Auftragsvergabe. Vorabkontakte sind nicht
vorgeschrieben, konnen jedoch sowohl fiir den bzw. die Anmelder als auch fir die Kommission niitzlich sein, um
u. a. den genauen Informationsbedarf in einer Meldung zu bestimmen (insbesondere in Bezug auf Abschnitt 3 und
Tabelle 1) und um sicherzustellen, dass die Meldung vollstindig ist. Ferner kann sich durch Vorabkontakte der
Umfang der verlangten Angaben spiirbar verringern. Wird die Meldung von mehr als einem Anmelder (als einem
einzigen Wirtschaftsteilnehmer) oder mehr als einer Gruppe von Anmeldern (als Mitglieder eines einzigen
Konsortiums) vorgenommen und beabsichtigt jeder dieser Anmelder bzw. jede dieser Gruppen, im Rahmen ein und
desselben offentlichen Vergabeverfahrens ein eigenes Angebot abzugeben, so miissen die Vorabkontakte mit jedem
Anmelder bzw. jeder Gruppe separat und komplett vertraulich gefithrt werden, um den fairen Wettbewerb im
Rahmen des jeweiligen 6ffentlichen Vergabeverfahrens zu gewihrleisten.
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(13) Im Rahmen von Vorabkontakten kann der bzw. konnen die Anmelder eine Befreiung von der Pflicht zur Vorlage
bestimmter Informationen, die in diesem Formular verlangt werden, beantragen. Die Kommission priift Befreiung-
santrige, sofern eine der folgenden Voraussetzungen erfullt ist:

a) Der bzw. die Anmelder begriinden hinreichend, warum die betreffenden Informationen nicht mit zumutbarem
Aufwand zuginglich sind. Sofern angemessen und soweit moglich sollte der bzw. sollten die Anmelder fiir die
fehlenden Daten moglichst genaue Schitzungen mit Angabe der Quelle vornehmen oder mitteilen, wo die
Kommission die dem Anmelder bzw. den Anmeldern nicht zugénglichen Informationen einholen kénnte.

b) Der bzw. die Anmelder begriinden hinreichend, warum die betreffenden Informationen fiir die Priifung des Falls
nicht notwendig sind.

(14) Befreiungsantrage sollten wihrend der Vorabkontakte schriftlich gestellt werden, und zwar vorzugsweise im Entwurf
der Meldung selbst (am Anfang des betreffenden Abschnitts oder Unterabschnitts). Die Kommission bearbeitet
Befreiungsantrige wahrend der Vorabkontakte im Rahmen der Priifung des Entwurfs der Meldung.

(15) Wenn die Kommission sich damit einverstanden erklart hat, dass eine bestimmte in diesem Formular FS-PP verlangte
Information im Rahmen einer Meldung entfallen kann, steht es ihr dennoch jederzeit im Laufe des Verfahrens frei,
diese Information zu verlangen, insbesondere im Wege eines Auskunftsverlangens nach Artikel 13 der Verordnung
(EU) 2022/2560.

7. Richtigkeit und Vollstindigkeit der Meldung oder Erklirung

(16) Bei den in den Abschnitten 1 bis 3, 6 und 8 verlangten Angaben handelt es sich um Pflichtangaben, die gemacht
werden miissen, damit die Meldung vollstindig ist. Alle verlangten Angaben miissen richtig und vollstindig in den
entsprechenden Abschnitt des Formulars FS-PP eingetragen werden.

(17) Bei einer Erklarung, dass keine meldepflichtige drittstaatliche finanzielle Zuwendung gewahrt wurde, miissen die in
den Abschnitten 1, 2, 7 und 8 verlangten Angaben gemacht werden, damit die Erklarung vollstindig ist. Alle
verlangten Angaben miissen richtig und vollstindig in den entsprechenden Abschnitt des Formulars FS-PP
eingetragen werden.

(18) Insbesondere ist Folgendes zu beachten:

a) Die in Artikel 30 Absdtze 2 und 6 der Verordnung (EU) 2022/2560 festgelegte Frist von 20 Arbeitstagen beginnt
am Arbeitstag nach Eingang der vollstindigen Meldung zu laufen. Damit soll sichergestellt werden, dass die
Kommission die gemeldete drittstaatliche finanzielle Zuwendung innerhalb der in der Verordnung
(EU) 2022/2560 festgelegten strengen Fristen priifen kann.

b) Der bzw. die Anmelder miissen bei der Vorbereitung der Meldung darauf achten, dass die der Kommission
tibermittelten Namen und Nummern, insbesondere E-Mail-Adressen, richtig, relevant und auf dem neuesten
Stand sind.

c) Eine Erklirung darf nur eingereicht werden, wenn alle Anmelder erkldren, dass ihnen in den vergangenen drei
Jahren keine meldepflichtigen drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen gewihrt wurden. Wurde mindestens
einem Anmelder eine meldepflichtige drittstaatliche finanzielle Zuwendung gewihrt, so wird die Einreichung fiir
die Zwecke dieser Durchfithrungsverordnung als Meldung angesehen.

d) Verlangte Kontaktdaten der Anmelder sind in dem von der Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie,
Unternehmertum und KMU (GD GROW) auf ihrer Website vorgegebenen Format anzugeben (9. Fiir den
ordnungsgemiflen Ablauf des Priifverfahrens ist es unerldsslich, dass die Kontaktdaten richtig sind. Dazu sollten
statt E-Mail-Adressen, die personalisiert bzw. bestimmten Kontaktpersonen zugeordnet sind, funktionale
Mailboxen der fiir die Meldung zustindigen Teams verwendet werden. Wenn die Kontaktdaten nicht den
Anforderungen entsprechen, kann die Kommission die Meldung fur unvollstindig erkliren.

() Bitte rufen Sie folgende Website auf und befolgen Sie die dort gegebenen Hinweise: https:|[single-market-economy.ec.europa.eu/single-
market/public-procurement/foreign-subsidies-regulation.


https://single-market-economy.ec.europa.eu/single-market/public-procurement/foreign-subsidies-regulation
https://single-market-economy.ec.europa.eu/single-market/public-procurement/foreign-subsidies-regulation
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€) Sachdienliche Unterlagen nach Abschnitt 6 sind zusammen mit einer Ubersichtstabelle in dem von der GD GROW
auf ihrer Website vorgegebenen Format zu iibermitteln.

f) Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 4 der Durchfithrungsverordnung wird fiir die Zwecke der Bestimmung des
Datums, an dem die Meldung wirksam wird, davon ausgegangen, dass die Meldung unvollstindig ist, wenn im
oder zusammen mit dem Meldeformular unrichtige oder irrefithrende Angaben tibermittelt werden.

g) Nach Artikel 29 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 sollte die Kommission, wenn eine Meldung, die einem
Angebot oder Teilnahmeantrag beigefiigt ist, trotz einer Aufforderung der Kommission zur Vervollstindigung
unvollstindig bleibt, einen Beschluss erlassen, in dem der offentliche Auftraggeber bzw. der Auftraggeber
aufgefordert wird, eine Entscheidung zur Ablehnung eines solchen nicht ordnungsgemiffen Angebots oder
Teilnahmeantrags zu treffen.

h) Nach Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 konnen gegen Wirtschaftsteilnehmer, die vorsitzlich
oder fahrlissig unrichtige oder irrefithrende Angaben machen, Geldbufen von bis zu 1 % ihres Gesamtumsatzes
verhingt werden. Ferner kann die Kommission nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EU) 2022/2560 ihren Beschluss autheben, wenn er auf unvollstindigen, unrichtigen oder irrefithrenden
Angaben beruhte.

8. Meldeverfahren

(19) Meldungen sind in einer der Amtssprachen der Union einzureichen. Die Namen der Anmelder sind auch in ihrer
urspriinglichen Sprache anzugeben. Die in diesem Formular FS-PP verlangten Angaben sind in die jeweiligen
Abschnitte bzw. Unterabschnitte einzutragen, wobei gegebenenfalls sachdienliche Unterlagen beizufiigen sind. Die
eingereichte Meldung muss eine Bestitigung nach Abschnitt 8 umfassen. Uberschneiden sich die in einem Abschnitt
verlangten Angaben teilweise (oder vollstindig) mit in einem anderen Abschnitt verlangten Angaben, konnen
Querverweise gesetzt werden.

(20) Die Meldung muss fiir jeden Anmelder von einer oder mehreren Personen, die gesetzlich befugt sind, in seinem
Namen zu handeln, oder von einem oder mehreren bevollméchtigten Vertretern des Anmelders bzw. der Anmelder
unterzeichnet werden. Die entsprechende(n) Vollmacht(en) (oder schriftlichen Nachweise dafiir, dass die Personen
entsprechend befugt sind) missen der Meldung beigefiigt werden. Technische Spezifikationen und Anweisungen zu
Meldungen werden auf der Website der Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU der
Kommission veréffentlicht.

(21) Beim Ausfiillen von Abschnitt 3 dieses Formulars FS-PP sollte der bzw. sollten die Anmelder erwigen, ob es
tibersichtlicher wire, die Informationen in der numerischen Abschnittsreihenfolge anzugeben, oder ob die
Informationen fiir jede einzelne drittstaatliche finanzielle Zuwendung (oder Gruppe von drittstaatlichen finanziellen
Zuwendungen) zusammengefasst werden sollten.

(22) Bestimmte Informationen konnen im Interesse der Ubersichtlichkeit als Anlage iibermittelt werden. Allerdings
miissen sich alle wesentlichen Angaben im Hauptteil der Meldung befinden. Ubermittelte Anlagen diirfen nur der
Erginzung der im Hauptteil der Meldung selbst gemachten Angaben dienen, und im Hauptteil ist klar anzugeben, wo
in einer Anlage ergdnzende Informationen iibermittelt werden.

(23) Sachdienliche Unterlagen sind in der Originalsprache einzureichen. Handelt es sich hierbei nicht um eine Amtssprache
der Union, so ist eine Ubersetzung in die Sprache des Verfahrens beizufiigen (Artikel 5 Absatz 4 der Durchfithrungs-
verordnung).

9.  Vertraulichkeit und personenbezogene Daten

(24) Nach Artikel 339 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union (AEUV) und Artikel 43 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 20222560 ist es der Kommission, ihren Beamten und sonstigen Bediensteten untersagt, Kenntnisse
preiszugeben, die unter das Berufsgeheimnis fallen und die sie bei Anwendung der Verordnung erlangt haben. Dieser
Grundsatz gilt auch fir den Schutz der Vertraulichkeit unter den Anmeldern.
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(25

(26

1.1.

1.2.

1.3.

1.4.

1.5.

2.1.

) Ist der bzw. sind die Anmelder der Auffassung, dass ihre Interessen beeintrachtigt wiirden, wenn Angaben, zu deren
Bereitstellung sie aufgefordert werden, veroffentlicht oder an andere Beteiligte — einschlieflich der anderen
Wirtschaftsbeteiligten, mit denen sie die Meldung einreichen, und des jeweiligen 6ffentlichen Auftraggebers oder des
Auftraggebers — weitergegeben wiirden, so sollten sie die betreffenden Angaben dem jeweiligen offentlichen
Auftraggeber oder dem Auftraggeber gesondert mit dem deutlichen Vermerk ,Vertraulich“ auf jeder Seite
tibermitteln. Dazu kann ein gesondertes verschliisseltes Dokumentenarchiv iibermittelt werden, unter separater
Ubermittlung des Schliissels an die Kommission. Die Anmelder sollten auch begriinden, warum diese Informationen
nicht weitergegeben oder veréffentlicht werden sollen.

) Wird die Meldung von mehr als einem Anmelder vorgelegt, konnen Geschiftsgeheimnisse gesondert als Anlage mit
entsprechendem Hinweis in der Meldung tibermittelt werden. Damit die Meldung als vollstidndig gelten kann, miissen
ihr alle diese Anlagen beigefuigt sein.

) Alle in oder zusammen mit einer Meldung tibermittelten personenbezogenen Daten werden gemifd der Verordnung
(EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates () verarbeitet.

ABSCHNITT 1

Beschreibung der dffentlichen Auftragsvergabe

Geben Sie bitte einen Link zu dem veroffentlichten Dokument, in dem in diesem Verfahren zu Wettbewerb
aufgerufen wird, auf Tenders Electronic Daily (TED) und jeglicher anderen Plattform an und beschreiben Sie das
offentliche Vergabeverfahren kurz.

Verwendet der bzw. verwenden die Anmelder die Einheitliche Europiische Eigenerklirung (EEE), sollte der Pflicht
zur Vorlage einer Kurzbeschreibung nachgekommen werden, indem Teil I des Anhangs 2 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2016/7 der Kommission (*) ausgefiillt wird.

Ubermittelt der bzw. iibermitteln die Anmelder die Angaben iiber die Einheitliche Europaische Eigenerklirung,
sollte Abschnitt 1 dieses Formulars FS-PP mithilfe eines von der Kommission bereitgestellten digitalen Dienstes
direkt aus der Eigenerkldrung in das Formular FS-PP importiert werden. Steht ein solcher Dienst nicht zur
Verfiigung, sollte der offentliche Auftraggeber bzw. der Auftraggeber der Kommission die Meldung zusammen
mit dem ausgefiillten Teil I des Anhangs 2 der Einheitlichen Europdischen Eigenerklarung ibermitteln.

Ubermittelt der bzw. iibermitteln die Anmelder die Informationen nicht iiber die Einheitliche Européische
Eigenerkliarung, sind in diesen Abschnitt die Informationen einzutragen, die in Teil I des Anhangs 2 der
Einheitlichen Européischen Eigenerkldrung verlangt werden.

Ubermittelt der bzw. iibermitteln die Anmelder die Informationen nur teilweise iiber die Einheitliche Europaische
Eigenerklirung, sind die fehlenden Elemente aus Teil I des Anhangs 2 der Einheitlichen Europdischen
Eigenerkldrung in diesen Abschnitt einzutragen.

ABSCHNIIT 2

Angaben zu dem bzw. zu den Anmeldern

Verwendet der bzw. verwenden die Anmelder die Einheitliche Europiische Eigenerkldrung, kann der Pflicht zur
Ubermittlung von Angaben zu dem bzw. zu den Anmeldern nachgekommen werden, indem Teil Il des
Anhangs 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/7 zur Einfithrung des Standardformulars fur die
Einheitliche Europdische Eigenerklarung ausgefillt wird. Die Eigenerklirung wird fiir alle Wirtschaftsteilnehmer,
die an dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag beteiligt sind, sowie fir alle Unterauftragnehmer, deren

Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39). Eine Datenschutzerklirung zu Untersuchungen im Wettbewerbsbereich finden Sie unter https://ec.europa.eu/
competition-policy/index/privacy-policy-competition-investigations_en.

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016 zur Einfithrung des Standardformulars fiir die
Einheitliche Europdische Eigenerkldrung (ABL L 3 vom 6.1.2016, S. 16).


https://ec.europa.eu/competition-policy/index/privacy-policy-competition-investigations_en
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Kapazititen zur Erfillung der Auswahlkriterien in Anspruch genommen werden, ausgefillt. Unterauft-
ragnehmer, bei denen es sich nicht um ,Hauptunterauftragnehmer im Sinne des Artikels 29 Absatz 5 der
Verordnung (EU) 2022/2560 handelt, miissen diesen Abschnitt des Formulars nicht ausfillen. Unterauft-
ragnehmer, bei denen es sich um ,Hauptunterauftragsnehmer im Sinne des Artikels 29 Absatz 5 der
Verordnung (EU) 2022/2560 handelt, deren Kapazititen jedoch nicht nach Artikel 63 der
Richtlinie 2014/24/EU oder Artikel 79 der Richtlinie 2014/25/EU in Anspruch genommen werden, miissen
diesen Abschnitt von Hand ausfiillen.

2.2. Ubermittelt der bzw. iibermitteln die Anmelder die Angaben iiber die Einheitliche Europiische Eigenerklirung,
muss dieser Teil des Formulars FS-PP mithilfe eines von der Kommission bereitgestellten digitalen Dienstes
direkt aus der Eigenerkldrung in dieses Formular FS-PP importiert werden. Steht ein solcher Dienst nicht zur
Verfugung, muss der offentliche Auftraggeber bzw. der Auftraggeber der Kommission diese Meldung zusammen
mit dem ausgefiillten Teil II des Anhangs 2 der vorgelegten Einheitlichen Europidischen Eigenerkldrung
tibermitteln.

2.3. Ubermittelt der bzw. iibermitteln die Anmelder die Informationen nicht iiber die Einheitliche Européische
Eigenerklirung, sind in diesen Abschnitt die Informationen einzutragen, die in Teil II des Anhangs 2 der
Einheitlichen Europdischen Eigenerklarung verlangt werden.

2.4. Ubermittelt der bzw. iibermitteln die Anmelder die Informationen nur teilweise iiber die Einheitliche Europaische
Eigenerklarung, sind die fehlenden Elemente aus Teil II des Anhangs 2 der Einheitlichen Europiischen
Eigenerkldrung in diesen Abschnitt einzutragen.

2.5. Bitte geben Sie Thre E-Mail-Adresse oder Thre eindeutige Kennung an, die Sie fiir das EU-Login-Konto nutzen,
tiber das die Kommunikation laufen wird.

ABSCHNITT 3

Drittstaatliche finanzielle Zuwendungen

3.1. Ob eine drittstaatliche Subvention im Rahmen eines 6ffentlichen Vergabeverfahrens den Binnenmarkt verzerrt,
wird anhand der Indikatoren fiir eine Verzerrung (°) und der Frage, ob das Angebot hinsichtlich der betreffenden
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen ungerechtfertigt giinstig ist ('), beurteilt. In diesem Abschnitt
sollte der bzw. sollten die Anmelder nur drittstaatliche finanzielle Zuwendungen angeben, die unter Artikel 5
Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ sowie e der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen, da bei diesen Zuwendungen die
Wahrscheinlichkeit einer Verzerrung des Binnenmarkts am grofften ist. Fiir drittstaatliche finanzielle
Zuwendungen, die in keine dieser Kategorien fallen, ist Unterabschnitt 3.3 zu befolgen und Tabelle 1 zu
verwenden. Bitte geben Sie fuir offentliche Vergabeverfahren, bei denen die Schwellenwerte nach Artikel 28
Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 erreicht werden und bei denen dem bzw.
den Anmeldern in den drei Jahren vor der Meldung nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EU) 2022/2560 meldepflichtige drittstaatliche finanzielle Zuwendungen gewihrt wurden, an, ob dem
Anmelder bzw. den Anmeldern in den drei Jahren vor der Meldung meldepflichtige drittstaatliche finanzielle
Zuwendungen in Hohe von mindestens 1 Mio. EUR individuell gewahrt (') wurden, die in eine der Kategorien
nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ sowie e der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen konnten:

3.1.1. Damit festgestellt werden kann, ob eine drittstaatliche finanzielle Zuwendung einem im Sinne des Artikels 5
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2022/2560 notleidenden Unternehmen gewihrt wurde, geben Sie
bitte an, welche der nachstehenden Voraussetzungen in den drei Jahren vor der Meldung zu einem beliebigen
Zeitpunkt erfiillt waren:

3.1.1.1.  Handelt es sich bei dem Anmelder um eine Gesellschaft mit beschrinkter Haftung, bei der mehr als die Halfte
des gezeichneten Stammbkapitals infolge aufgelaufener Verluste verloren gegangen ist?

o Ja O  Nein

() Artikel 4 der Verordnung (EU) 2022/2560.

(") Artikel 27 der Verordnung (EU) 2022/2560.

(") Eine finanzielle Zuwendung gilt ab dem Zeitpunkt als gewdhrt, ab dem der Begiinstigte einen rechtlichen Anspruch auf Erhalt der
finanziellen Zuwendung erhilt. Die tatsichliche Auszahlung der finanziellen Zuwendung ist keine notwendige Voraussetzung dafiir,
dass eine finanzielle Zuwendung in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2022/2560 fallt.
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3.1.1.2.  Handelt es sich bei dem Anmelder um ein Unternehmen, bei dem zumindest einige Gesellschafter unbeschrankt
fir die Schulden des Unternehmens haften und bei dem mehr als die Hilfte der in den Geschiftsbiichern
ausgewiesenen Eigenmittel infolge aufgelaufener Verluste verloren gegangen ist?

O Ja O  Nein

3.1.1.3.  Ist der Anmelder Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfiillt er die im nationalen Recht vorgesehenen
Voraussetzungen fur die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Glaubiger?

O Ja O  Nein

3.1.1.4.  Falls es sich bei dem betreffenden Anmelder nicht um ein KMU handelt (*?):
3.1.1.4.1. Lag der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Anmelders in den vergangenen beiden Jahren tiber 7,5
und

3.1.1.4.2. lag bei dem Anmelder das Verhiltnis des EBITDA zu den Zinsaufwendungen () in den vergangenen beiden
Jahren unter 1,0?

o Ja O  Nein

3.1.1.5.  Wenn Sie eine oder mehrere der Fragen unter 3.1.1.1 bis 3.1.1.4 fiir einen oder mehrere der Anmelder mit ,Ja“
beantwortet haben, geben Sie bitte an, ob das jeweilige Unternehmen wihrend des Zeitraums, in dem es
notleidend war, drittstaatliche finanzielle Zuwendungen erhalten hat, die dazu beigetragen haben kénnten,
seine langfristige Rentabilitit wieder herzustellen (einschlieflich voriibergehender Liquiditdtshilfen zur
Unterstiitzung dieser Wiederherstellung der Rentabilitit) oder den jeweiligen Beteiligten wihrend der kurzen
Zeit iber Wasser zu halten, die fur die Erstellung eines Umstrukturierungs- oder Abwicklungsplans benotigt
wurde.

Anmelder O Ja O  Nein

3.1.1.6. Wenn Sie eine oder mehrere der Fragen unter 3.1.1.1 bis 3.1.1.4 fiir einen oder mehrere Anmelder mit ,Ja“
beantwortet haben, geben Sie bitte an, ob es einen Umstrukturierungsplan gibt, der geeignet ist, die langfristige
Rentabilitit des jeweiligen Anmelders wieder herzustellen, und ob dieser Umstrukturierungsplan einen
erheblichen Eigenbeitrag des Anmelders vorsieht; bitte beschreiben Sie den Plan genau.

3.1.1.7. Wenn Sie eine oder mehrere der Fragen unter 3.1.1.1 bis 3.1.1.4 mit ,Ja“ beantwortet haben, begriinden Sie Thre
Antwort bitte und nehmen Sie in Ihre Antwort Verweise auf die sachdienlichen Unterlagen auf, die in Anhingen
vorgelegt werden miissen (dabei kann es sich u. a. handeln um die jiingste Gewinn- und Verlustrechnung des
Anmelders mit Bilanzen, um eine Gerichtsentscheidung zur Eroffnung eines Insolvenzverfahrens iiber das
Unternehmen oder um Unterlagen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen fiir die Eroffnung eines Insolvenz-
verfahrens auf Antrag der Glaubiger nach dem nationalen Gesellschaftsrecht erfiillt sind).

3.1.2. drittstaatliche finanzielle Zuwendung in Form einer unbegrenzten Garantie fiir Schulden oder Verbindlichkeiten
des Unternehmens, d. h. einer Garantie, deren Hohe oder Laufzeit nicht begrenzt ist (Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b)

o Ja O  Nein
3.1.3. Ausfuhrfinanzierungsmafnahme, die nicht im Einklang mit dem OECD-Ubereinkommen iiber offentlich

unterstiitzte Exportkredite steht (Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c)

o Ja O  Nein

(") Zur Bestimmung des Begriffs der kleinen und mittleren Unternehmen bzw. KMU siehe Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL L 187 vom 26.6.2014, S. 1).

(") ,Earnings before interest, taxes, depreciation and amortisation®, d. h. Ertrige vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen. Dieses
Verhiltnis wird berechnet als EBITDA/Zinsaufwendungen.
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3.1.4. drittstaatliche finanzielle Zuwendung, die ein Unternehmen in die Lage versetzt, im Rahmen eines
Vergabeverfahrens ein ungerechtfertigt giinstiges Angebot abzugeben, auf dessen Grundlage das Unternechmen
den Zuschlag fur den entsprechenden Auftrag erhalten konnte (Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e)

O Ja O  Nein

3.2. Machen Sie bitte zu jeder mindestens 1 Mio. EUR betragenden drittstaatlichen finanziellen Zuwendung, die den
Anmeldern in den drei Jahren vor der Meldung gewahrt wurde und die in eine der Kategorien nach Artikel 5
Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ sowie e der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen konnte, folgende Angaben und
figen Sie entsprechende sachdienliche Unterlagen bei:

3.2.1. Form der finanziellen Zuwendung (z. B. Darlehen, Steuerbefreiung, Kapitalzufithrung, Steueranreiz,
Sachleistungen usw.).

3.2.2. Drittstaat, der die finanzielle Zuwendung gewihrt. Bitte nennen Sie auch die gewidhrende Behorde oder
Einrichtung.

3.2.3. Hohe der einzelnen finanziellen Zuwendungen.

3.2.4. Zweck und wirtschaftliche Griinde fiir die Gewdhrung der finanziellen Zuwendung an den Beteiligten

3.2.5. Wurden an die finanzielle Zuwendung und ihre Verwendung Bedingungen gekniipft?

3.2.6. Bitte machen Sie nihere Angaben zu den Hauptelementen und -merkmalen dieser finanziellen Zuwendungen

(z. B. im Falle eines Darlehens zu den Zinssitzen und Laufzeiten).

3.2.7. Bitte erldutern Sie, ob die finanzielle Zuwendung dem Unternehmen, dem sie gewihrt wurde, einen Vorteil im
Sinne des Artikels 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 verschafft. Bitte erldutern Sie unter Heranziehung der in
Abschnitt 6 vorgelegten sachdienlichen Unterlagen, warum dies der Fall ist.

3.2.8. Bitte erldutern Sie, ob die finanzielle Zuwendung rechtlich oder faktisch im Sinne des Artikels 3 der Verordnung
(EU) 2022/2560 auf bestimmte Unternehmen oder Wirtschaftszweige beschrinkt ist (*¥). Bitte erldutern Sie
unter Heranzichung der in Abschnitt 6 vorgelegten sachdienlichen Unterlagen, warum dies der Fall ist.

3.2.9. Bitte erldutern Sie, ob die finanzielle Zuwendung nur fiir Betriebskosten () gewahrt wird, die ausschlie€lich mit
der in Rede stehenden offentlichen Auftragsvergabe in Verbindung stehen.

3.3. Bitte geben Sie anhand des Musters und der Hinweise in Tabelle 1 einen Uberblick iiber die den Anmeldern in den
drei Jahren vor der Meldung gewéhrten drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die mindestens 1 Mio. EUR
betragen und in keine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis e der der Verordnung
(EU) 2022/2560 fallen.

ABSCHNITT 4

Begriindung des Nichtvorliegens eines ungerechtfertigt giinstigen Angebots

4.1. Bei drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die ein Unternehmen in die Lage versetzen, im Rahmen eines
Vergabeverfahrens ein ungerechtfertigt giinstiges Angebot abzugeben, auf dessen Grundlage das Unternechmen
den Zuschlag fur den entsprechenden Auftrag erhalten konnte (Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung
(EU) 2022/2560): Gibt es Elemente, die herangezogen werden konnen, um aufzuzeigen, dass das Angebot nicht
unmittelbar oder mittelbar aufgrund der erhaltenen finanziellen Zuwendung(en) ungerechtfertigt giinstig ist,
z. B. Elemente aus Artikel 69 Absatz 2 der Richtlinie 2014/24/EU oder Artikel 84 Absatz 2 der
Richtlinie 2014/25/EU?

4.2. Die Elemente konnen insbesondere Folgendes betreffen:

4.2.1. die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfahrens, der Erbringung der Dienstleistung oder des Bauverfahrens,

(") Der Vorteil sollte einem oder mehreren Unternehmen oder Wirtschaftszweigen verschafft werden. Die Spezifizitit einer
drittstaatlichen Subvention kann rechtlich oder faktisch festgestellt werden.
(**) z. B. Personalkosten, Material, Energie, Wartung, Miete, Verwaltung.
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4.2.2. die gewdhlten technischen Losungen oder alle aufergewdhnlich giinstigen Bedingungen, iiber die der Bieter bei der Lieferung
der Waren oder der Erbringung der Dienstleistung sowie der Durchfiihrung der Bauleistungen verfiigt,

4.2.3. die Originalitit der Bauleistungen, der Lieferungen oder der Dienstleistungen wie vom Bieter angeboten,

4.2.4. die Einhaltung von geltenden umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen,

4.2.5. die Einhaltung von Auflagen in Bezug auf die Vergabe von Unterauftrigen.

ABSCHNIIT 5

Etwaige positive Auswirkungen

5.1. Nennen und belegen Sie bitte ggf. etwaige positive Auswirkungen auf die Entwicklung der jeweils
subventionierten wirtschaftlichen Tatigkeit auf dem Binnenmarkt. Bitte nennen und belegen Sie ferner jegliche
anderen positiven Auswirkungen der drittstaatlichen Subventionen, wie etwa umfassendere positive
Auswirkungen in Bezug auf die einschldgigen politischen Ziele, insbesondere diejenigen der Union, und geben
Sie an, wann und wo diese Auswirkungen auftreten oder erwartet werden. Bitte tibermitteln Sie eine
Beschreibung jeder positiven Auswirkung.

ABSCHNITT 6
Sachdienliche Unterlagen

Bitte iibermitteln Sie fiir jeden Anmelder Folgendes:

6.1. Kopien aller sachdienlichen offiziellen Unterlagen zu den finanziellen Zuwendungen nach Unterabschnitt 3.1, die
in eine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ sowie e der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen
konnten.

6.2. Kopien der nachstehenden Unterlagen, die von Mitgliedern oder fiir Mitglieder der Leitungs- und Aufsichtsorgane

erstellt wurden oder bei ihnen eingegangen sind: Analysen, Berichte, Studien, Erhebungen, Prisentationen und
vergleichbare Unterlagen zu Zweck, Verwendung und wirtschaftlichen Griinden der drittstaatlichen finanziellen
Zuwendungen, die in eine der Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ sowie e der Verordnung
(EU) 2022/2560 fallen konnten. Bitte éibermitteln Sie auch Kopien solcher Unterlagen, die von der oder fiir die
die drittstaatliche finanzielle Zuwendung gewihrende Stelle erstellt wurden oder bei ihr eingegangen sind, sofern
Sie dariiber verfiigen oder sofern sie 6ffentlich zugénglich sind.

6.3. Sofern vorhanden, die Internetadresse, unter der die jiingsten Jahresabschliisse oder Geschiftsberichte des
Anmelders bzw. der Anmelder abgerufen werden konnen, oder, falls eine solche Internetadresse nicht besteht,
Kopien der jiingsten Jahresabschliisse und Geschiftsberichte.

6.4. Wenn der bzw. die Anmelder das Nichtvorliegen eines ungerechtfertigten Vorteils im Rahmen des
Vergabeverfahrens durch Ausfiillen von Abschnitt 4 dieses Formulars begriinden, miissen sie auch fiir den Drei-
Jahres-Zeitraum vor der Meldung Unterlagen vorlegen, die die angefithrten Elemente belegen. Diese Unterlagen
konnen gegebenenfalls u. a. Folgendes umfassen:

a) Steuererkldrungen fiir den Zeitraum, auf den sich die Priifung bezieht, einschl. Kopien der Unternehmens-
steuererklarungen und MwSt.-Erklirungen,

b) Geschiftspline und Marktforschung, die der Entscheidung zur Teilnahme an dem offentlichen
Vergabeverfahren zugrunde liegen.

ABSCHNITT 7

Erklirung

7.1. Firr offentliche Vergabeverfahren, bei denen die Schwellenwerte nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe a und
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2560 erreicht werden und bei denen dem Anmelder bzw. den Anmeldern
in den vergangenen drei Jahren keine nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 20222560
meldepflichtigen drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen gewihrt wurden, miissen im Einklang mit
Randnummer 6 der Einfithrung die Abschnitte 1, 2 und 8 Formulars sowie dieser die nachstehende Erklirung
umfassende Abschnitt dieses Formulars ausgefiillt werden:

,Keiner der Anmelder hat nach Kapitel 4 der Verordnung (EU) 2022/2560 meldepflichtige drittstaatliche
finanzielle Zuwendungen erhalten.”
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7.2. Im Einklang mit der Verpflichtung nach Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2560 muss der
Anmelder bzw. miissen die Anmelder alle erhaltenen drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen auffithren.
Diese Verpflichtung gilt fiir alle nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/2560 nicht
meldepflichtigen drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die der bzw. die Anmelder in den vergangenen drei
Jahren vor der Erklarung erhalten haben.

7.3. Nicht meldepflichtige drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die der bzw. die Anmelder in den vergangenen
drei Jahren vor der Erklirung erhalten haben und die weniger als 1 Mio. EUR betragen, jedoch den
Schwellenwert nach Unterabschnitt 7.4 dberschreiten, konnen unter Verwendung der Tabelle 2
zusammengefasst werden, ohne die Einzelbetrige anzugeben. Falls die Kommission dies verlangt, miissen diese
drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen allerdings einzeln aufgefiihrt werden.

7.4. Im Einklang mit Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/2560 miissen drittstaatliche finanzielle
Zuwendungen, deren Gesamtbetrag je Drittstaat in den drei aufeinanderfolgenden Jahren vor der Erkldrung
geringer ist als der Betrag der De-minimis-Beihilfen nach Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 der Kommission (*°), in der Erklarung nicht aufgefithrt werden.

ABSCHNITT 8
Bestitigung

8.1. Die Meldung muss mit der folgenden Bestitigung abschlieen, die von jedem Anmelder zu unterzeichnen ist:

8.2. .Der bzw. die Anmelder bestdtigen nach bestem Wissen und Gewissen, dass die Angaben in dieser Meldung oder Erkldrung
in gutem Glauben gemacht wurden und wahr, richtig und vollstindig sind, dass originalgetreue, vollstandige Kopien der in
diesem Formular FS-PP verlangten Unterlagen beigefiigt wurden, dass alle Schatzungen als solche kenntlich gemacht und
maglichst genau anhand der zugrunde liegenden Tatsachen vorgenommen wurden und dass alle geduferten Ansichten ihrer
aufrichtigen Uberzeugung entsprechen.

8.3. Die Bestimmungen des Artikels 33 der Verordnung (EU) 2022/2560 zu Geldbufen und Zwangsgeldern sind ihnen
bekannt.“

Datum:

[Unterzeichner 1] [Unterzeichner 2 — bitte so oft wiederholen, wie es
Name: Anmelder gibt]
Organisation: .
Position: Organisation:
Anschrift: Position:
Telefonnummer: Anschrift:
E-Mail: Telefonnummer:
[.elektronische Signatur®/Unterschrift] E-Mail:
[elektronische Signatur”/Unterschrift]

Tabelle 1

Hinweise fiir Angaben zu drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die in keine der Kategorien nach Artikel 5

Absatz 1 Buchstaben a bis e fallen (Unterabschnitt 3.3)

1.  Bitte geben Sie anhand dieser Tabelle einen Uberblick iiber die den Anmeldern je Drittstaat in den drei Jahren vor der
Meldung gewihrten drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen, die mindestens 1 Mio. EUR betragen und in keine der
Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis e der Verordnung (EU) 2022/2560 fallen, unter Verwendung des
Musters und Beachtung der Hinweise. Unter Abschnitt A wird erldutert, welche Angaben in die Tabelle aufzunehmen
sind, und unter Abschnitt B, welche Informationen nicht aufgenommen werden sollen.

(") Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABL L 352 vom 24.12.2013, S. 1).
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A.  In der Tabelle zu machende Angaben

2. Fassen Sie die verschiedenen finanziellen Zuwendungen nach Drittstaat und mach Art zusammen, z. B.
Direktzuschuss, Darlehen/Finanzierungsinstrument/riickzahlbarer Vorschuss, Steuervorteil, Garantie, Risikokapitalin-
strument, Eigenkapitalmafnahme, Schuldenerlass, Zuwendungen fiir die nichtwirtschaftlichen Tatigkeiten eines
Unternehmens (siche Erwdgungsgrund 16 der Verordnung (EU) 2022/2560).

3. Bitte tragen Sie nur die Drittstaaten ein, fiir die sich der geschdtzte Gesamtbetrag aller in den drei Jahren vor der
Meldung gewihrten finanziellen Zuwendungen je Staat auf mindestens 4 Mio. EUR belduft (Berechnung nach
Randnummer 5).

4. Bitte beschreiben Sie fiir jede Art von finanzieller Zuwendung kurz den Zweck und die gewihrenden Stellen.

5. Quantifizieren Sie den geschitzten Betrag der von jedem einzelnen Drittstaat in den drei Jahren vor der Meldung
insgesamt gewahrten finanziellen Zuwendungen durch Verwendung von Spannen, wie in den Anmerkungen zu
nachstehender Tabelle angegeben. Zur Berechnung dieses Betrags beachten Sie bitte Folgendes:

a) Beriicksichtigen Sie drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die in die Kategorien nach Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2022/2560 fallen und zu denen in den Unterabschnitten 3.1 und 3.2 Angaben gemacht wurden.

b) Nicht zu beriicksichtigen sind drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die nach den Randnummern 6 und 7
unten ausgenommen sind.

B.  Ausnahmen

6.  Eine Beschreibung in der Tabelle ist fiir folgende drittstaatliche finanzielle Zuwendungen nicht erforderlich:

a) Stundungen von Steuern und/oder Sozialversicherungsbeitrigen, Steueramnestien, befristete Steuerbefreiungen
sowie allgemein angewendete normale Abschreibungs- und Verlustvortragsregelungen. Sind solche Mainahmen
allerdings beschrinkt, z. B. auf bestimmte Wirtschaftszweige, Regionen oder (Arten von) Unternechmen, dann
miissen sie eingetragen werden.

b) Anwendung von Steuerermifligungen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung im Einklang mit bilateralen oder
multilateralen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie unilaterale SteuerermifSigungen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung nach nationalen Steuervorschriften, soweit sie derselben Logik folgen wie
bilaterale oder multilaterale Abkommen

c) Bereitstellung/Erwerb von Waren/Dienstleistungen (ausgenommen Finanzdienstleistungen) zu Marktbedingungen
im Rahmen der normalen Geschiftstitigkeit, z. B. Bereitstellung/Erwerb von Waren oder Dienstleistungen nach

einem wettbewerbsorientierten, transparenten und diskriminierungsfreien Vergabeverfahren

d) Drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, deren jeweiliger Betrag geringer ist als 1 Mio. EUR.

Art der finanziellen Kurzbeschreibung des Zwecks der finanziellen Zuwendung und der

Drittstaat Zuwendung () gewihrenden Stelle (*¥)

Staat A Art1

Art 2

Art 3

Art 4
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Geschitzte von A gewihrte finanzielle Zuwendungen insgesamt: [...] EUR (***)

Staat B Art 1
Art 2

Art 3

Art 4

Geschitzte von B gewihrte finanzielle Zuwendungen insgesamt: [...] EUR (**¥)

Staat C

Anmerkung: Bitte ibermitteln Sie fiir jeden Anmelder eine separate Tabelle. Drittstaaten und, sofern moglich, auch die Arten von
Zuwendungen sollten in Bezug auf die Reihenfolge so angeordnet werden, dass erst der hochste, dann der zweithochste
usw. Betrag eingetragen wird.

*) Fassen Sie die finanziellen Zuwendungen nach ihrer jeweiligen Art zusammen: z. B. Direktzuschuss, Darlehen/Finanzierungs-
instrument/riickzahlbarer ~ Vorschuss, ~ Steuervorteil, =~ Garantie, Risikokapitalinstrument,  Eigenkapitalmaffnahme,
Schuldenerlass, Zuwendungen fiir die nichtwirtschaftlichen Tatigkeiten eines Unternehmens (siche Erwdgungsgrund 16 der
Verordnung (EU) 2022/2560).

(**) Allgemeine Beschreibung des Zwecks der finanziellen Zuwendungen, die unter den einzelnen Arten zusammengefasst
werden, und der gewihrenden Stelle(n). Beispiele: ,Steuerbefreiung fiir die Herstellung des Produkts A sowie FuE-Titigkeiten,
Jmehrere Darlehen einer staatseigenen Bank fiir Zweck X*, ,mehrere Finanzierungsmafnahmen mit staatlichen Investitionsstellen zur
Deckung von Betriebskosten/fiir FuE-Titigkeiten“, ,Kapitalzufiihrung aus dffentlichen Mitteln fiir Unternehmen X*.

(***) Bitte verwenden Sie folgende Spannen: ,45-100 Mio. EUR®, ,,> 100-500 Mio. EUR®, ,> 500-1 000 Mio. EUR", ,mehr als 1 000
Mio. EUR".

C.  Weiterer Hinweis

7. Welche drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen fiir die Beurteilung im Rahmen der jeweiligen offentlichen
Auftragsvergabe relevant sind, kann von verschiedenen Faktoren abhidngen, wie z. B. von den betroffenen
Wirtschaftszweigen oder Tatigkeiten, der Art der finanziellen Zuwendungen oder anderen Umstinden des Einzelfalls.
Die Kommission kann je nach den vorliegenden Umstinden im Wege eines Auskunftsverlangens zusitzliche
Informationen anfordern, wenn ihr dies fur die Priifung erforderlich scheint.

Tabelle 2

Fiir die Berichterstattung iiber drittstaatliche finanzielle Zuwendungen, die weniger als 1 Mio. EUR betragen,
jedoch den Wert nach Unterabschnitt 7.4 iiberschreiten

Drittstaat Kurzbeschreibung der finanziellen Zuwendungen

Drittstaat A

Drittstaat B

Drittstaat C




	Durchführungsverordnung (EU) 2023/1441 der Kommission vom 10. Juli 2023 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für die Durchführung von Verfahren nach der Verordnung (EU) 2022/2560 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen durch die Kommission 
	ANHANG I Formular FS-CO zur Anmeldung eines Zusammenschlusses nach der Verordnung (EU) 2022/2560 
	ANHANG II Formular FS-PP für die Meldung finanzieller Zuwendungen im Rahmen öffentlicher Vergabeverfahren gemäß der Verordnung (EU) 2022/2560 


